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Tagesordnungspunkt 1: 

Fortsetzung der Unterrichtung durch die Lan-

desregierung über die aktuelle Lage bezüglich 

des Coronavirus 

Zu diesem Tagesordnungspunkt lag der Entwurf 

eines Schreibens von Ministerin Dr. Reimann mit 

dem Betreff „Es ist soweit: Niedersachsen impft 

auch zuhause lebende Personen, die 80 Jahre 

und älter sind“. Er ist dieser Niederschrift als An-

lage beigefügt. 

 

Fortsetzung der Unterrichtung 

Ministerin Dr. Reimann (MS): Sehr geehrte Da-

men und Herren! Sehr geehrte Abgeordnete! Ich 

wünsche Ihnen ein gutes und vor allen Dingen 

gesundes neues Jahr. Hier im Ausschuss muss 

ich das nicht sagen, aber ich glaube, mittlerweile 

ist jedem klar, dass die Gesundheit die Voraus-

setzung für alles ist und jetzt eine ganz andere 

Wertschätzung hat. 

Ich beginne mit den aktuellen Zahlen und der in-

fektiologischen und epidemiologischen Lage und 

komme dann auf das Impfen, die Krankenhäuser, 

die Briefe, das Homeoffice und viele andere Din-

ge zu sprechen. 

Der zentrale Punkt ist, dass die epidemiologische 

Situation wirklich besorgniserregend ernst ist. Wir 

sehen anhaltend hohe Infektionszahlen - auf 

Bundesebene noch viel mehr als bei uns in Nie-

dersachsen, wo sich dieses Verhältnis erfreuli-

cherweise nicht verschoben hat. Wir befinden uns 

ja seit vielen Wochen im Lockdown und sehen 

keine Wirkungen. Wir haben vor Weihnachten 

und Silvester sehr klar gesagt: Bitte Vorsicht mit 

den Daten, die Zahlen sind nicht so belastbar wie 

sonst, weil sie nicht im Regelbetrieb erhoben 

werden und weil es wegen der Feiertage zu Mel-

deverzügen usw. kommt! - Wir haben gedacht, 

dass die Zahlen sehr niedrig sind und herunter-

gehen. Wir haben aber gesehen, dass sie über-

haupt nicht besonders niedrig waren, und müssen 

jetzt feststellen, dass die Zahlen zu hoch sind und 

sich nicht in der Richtung bewegen, wie wir uns 

das vorstellen.  

Erst seit ein paar Tagen ist jetzt der striktere 

Lockdown in Kraft. Dann kann man erfahrungs-

gemäß nicht sofort entsprechende Konsequenzen 

und Ergebnisse sehen. Wir sehen aber eine sehr, 

sehr hohe Zahl von Toten. Heute ist sie wieder 

extrem hoch. Auch die Zahl der Patienten nimmt 

zu. In Niedersachsen ist das nicht besorgniserre-

gend; es ist eine stabile Situation. Wir haben ja 

zwischen den Jahren auch Patientinnen und Pa-

tienten aus anderen Bundesländern aufgenom-

men. In anderen Bundesländern ist die Situation 

aber anders. Die bundesweiten Zahlen zeigen, 

dass man in einigen Ländern durchaus in Eng-

pässe geraten kann. Heute hat auch die MHH öf-

fentlich erklärt, dass die Belastung erhöht ist. Das 

bereitet mir schon große Sorgen. 

Hinzu kommt jetzt das Auftreten von Mutationen, 

die die Situation verschärfen könnten. Dabei ste-

hen zwei bis drei Mutationen besonders im Fo-

kus. Die britische Variante der Mutationen hat da-

zu geführt, dass das Infektionsgeschehen in 

Großbritannien massiv zugenommen hat mit einer 

sehr großen Dynamik. Die Fachleute sagen, dass 

die Infektiosität, also die Ansteckungsfähigkeit, 

höher ist. Erfreulicherweise ist das Virus nicht ge-

fährlicher geworden. Wenn es aber so viel leichter 

übertragen werden kann, dann kann das ein er-

hebliches Problem darstellen. 

Diese britische Variante ist in Deutschland ange-

kommen, auch in Niedersachsen. Es gibt ein Iso-

lat in der MHH, auch in Vechta wurden entspre-

chende Stämme gefunden, und gestern gab es 

auch einen Verdacht im Ammerland. Bislang sind 

alle diese Fälle mit Reiseanamnesen verbunden, 

d. h. die Menschen waren in Großbritannien und 

sind dann wieder eingereist und haben das Virus 

mitgebracht.  

Das Gleiche gilt für die Virusvariante, die zurzeit 

in Südafrika grassiert. Man hat beobachten kön-

nen, dass sich das Virus dort massiv verbreitet. 

Es werden alle Anstrengungen unternommen, 

dieses Virus zu isolieren und zu untersuchen, wie 

die Mutation entstanden ist.  

Seit einigen Tagen gibt es auch Untersuchungen 

zu einer brasilianischen Variante, die auch eine 

ähnliche Mutation trägt und einen ganz anderen 

phylogenetischen Hintergrund hat. 

In den letzten Monaten ist die Ausbreitung der 

verschiedenen Stämme nicht systematisch, aber 

doch schon international beobachtet worden. Das 

sind Stämme, die verschiedene Hintergründe ha-

ben, aber jetzt Mutationen an gleichen Stellen 

tragen. Das heißt, dass es für das Virus wahr-

scheinlich sehr günstig ist, eine Mutation zu tra-

gen. Das ist ja ein Teil der Evolution. So funktio-

niert das ja. Man kann das jetzt auch hier sehen.  
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Alles das gibt Anlass für große Besorgnis. Ich ha-

be gestern noch einmal mit Herrn Wieler gespro-

chen, der in Bezug auf die britische Variante ge-

sagt hat: Bei dem bisherigen Virus steckt eine 

Person eine andere an; bei der britischen Varian-

te beträgt das Verhältnis aber 1 : 1,5. Das bedeu-

tet: Wenn sich dieser Typus massiv ausbreitet, 

wird es zu einer extrem dynamischen und wieder 

exponentiellen Entwicklung der Ausbreitung kom-

men. 

Deshalb sind alle so hoch besorgt und überlegen 

auch, was noch passieren kann und wie man die 

Kontaktbeschränkungen tatsächlich konsequent 

umsetzen kann, weil sie das das einzige wirksa-

me Mittel sind, das wir gegen die Ausbreitung ha-

ben. Darauf werde ich später noch einmal zu 

sprechen kommen. 

Nun zu der Situation in den Krankenhäusern. In 

Niedersachsen ist die Situation, wie erwähnt, rela-

tiv stabil. Auch wir sehen natürlich eine Zunahme 

der Zahl der Patientinnen und Patienten, die auf-

genommen werden. Wir sehen auch eine leichte 

Zunahme der Zahl der Patientinnen und Patien-

ten, die intensivmedizinisch behandelt und beat-

met werden müssen. Das ist aber noch eine 

stabile Situation.  

Zum Thema Impfen: Bei all den düsteren Progno-

sen, die ich Ihnen heute hier zumuten muss, ist 

das Impfen der Lichtblick. Das ist aber jetzt schon 

fast so aufgeladen, dass die damit verbundenen 

Erwartungen nicht erfüllt werden können. 

Die Kampagne, die wir starten, ist ja hinsichtlich 

des Umfangs und der Dimensionen eines der ge-

waltigsten Unterfangen, das wir je durchgeführt 

haben. Sie hat ein riesiges Ausmaß. Das ist eine 

gigantische Aufgabe.  

Die Impfkampagne ist in Niedersachsen etwas 

später, aber jetzt flächendeckend angelaufen. Die 

Impfraten pro Tag in Niedersachsen liegen im 

Vergleich der Bundesländer an der Spitze. 

In Niedersachsen gibt es 50 Impfzentren. Jedes 

Bundesland ist ja ein bisschen anders aufgestellt. 

Die Stadtstaaten lasse ich jetzt einmal außen vor. 

Diese Impfzentren in Niedersachsen sind, auch 

wegen der Struktur unseres Landes, flächende-

ckend verteilt, sodass sie auch gut erreichbar sein 

werden. Das ist jetzt noch nicht entscheidend, 

weil die mobilen Teams in die Pflegeheime ge-

hen. Das wird aber zunehmend ein Thema sein, 

wenn die Impflinge in die Impfzentren kommen 

sollen.  

Zu der Impfung in den Pflege- und Altenheimen 

möchte ich noch einmal betonen: Der Impfstoff ist 

knapp. Das ist der limitierende Faktor. Das war 

auch absehbar. Deswegen gibt es ja in Deutsch-

land überhaupt das erste Mal eine Priorisierung in 

diesem Umfang. Die Ständige Impfkommission ist 

gebeten worden, eine Reihenfolge der Impfungen 

festzulegen. Der klare Fokus ist dabei auf die Se-

nioren und vor allen Dingen auf die Hochbetagten 

in den Pflegeheimen gelegt worden, weil dort die 

Todesrate am höchsten ist. Bei näherer Betrach-

tung der Zahl der Todesfälle in Niedersachsen 

stellt man fest, dass es in den Pflegeheimen zu 

einem großen Teil der Todesfälle und auch zu 

schweren Verläufe gekommen ist.  

Nach den bisherigen Erkenntnissen sorgt der 

Impfstoff für leichtere Verläufe und verhindert er 

vor allen Dingen Todesfälle. Bislang ist noch nicht 

geklärt, ob damit auch die Übertragung gestoppt 

wird. Damit verbindet sich ja eine der großen 

Hoffnungen durch die Impfungen. Das ist aber 

nicht belegt. Die Studien dazu laufen. Dazu kann 

jetzt noch niemand etwas sagen. Es ist aber be-

legt, dass durch die Impfung wirklich Todesfälle 

verhindert werden. 

Ich will, dass das Sterben an Corona in den Pfle-

geheimen aufhört. Deswegen legen wir diese kla-

re Priorität auf die Pflegeheime.  

Die Impfungen in den Pflegeheimen sind gut an-

gelaufen. Ich habe an den letzten Tagen mit den 

Pflegeverbänden zusammengesessen. Sie haben 

mir berichtet, dass die Impfungen gut laufen und 

zum Teil sogar schneller erfolgen, als man ange-

nommen hatte. Die Heime sind aber natürlich 

sehr unterschiedlich und betreuen auch sehr un-

terschiedliche Bewohnerinnen und Bewohner. Es 

gibt Heime, in denen Ausbrüche vorkommen. In 

diesen Heimen wird zurzeit nicht geimpft. Das 

wird nur in wenigen Fällen gemacht. Ansonsten 

läuft das sehr, sehr gut.  

Ich möchte noch die Frage der zweiten Impfung 

ansprechen, weil sie intensiv diskutiert worden ist 

und jetzt auch immer mal wieder hochkommt. Die 

Zulassung beruht auf zwei Impfungen. Nach der 

Datenlage, die zumindest ich kenne, ist die zweite 

Impfung erforderlich. Man hat ja versucht, mit ei-

ner höheren Dosis des Impfstoffes zu provozie-

ren, dass man mit einer Dosis auskommt. Das hat 

aber nicht funktioniert. Das ist nicht ungewöhn-
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lich; das ist bei vielen Impfstoffen so. Aber bei 

den Impfstoffen, die wir jetzt zur Verfügung ha-

ben, sind diese beiden Impfungen erforderlich. 

Insbesondere für die Älteren halte ich das für ab-

solut angeraten. Eigentlich ist es ein Segen, dass 

wir einen Impfstoff haben, der für Hochaltrige so 

wirksam ist. Bei allen anderen Impfstoffen, die im 

Einsatz sind, ist die Wirksamkeit für ältere Men-

schen schlechter. - Die Wirksamkeit liegt übrigens 

ohnehin nur bei 70 %. Wir haben hier Impfstoffe, 

die sehr wirksam sind. Weil für die Älteren die 

Wirksamkeit so hoch ist, ist diese Impfstrategie ja 

möglich. Wir wollen ja in den Pflegeheimen ge-

schützte Gemeinschaften bekommen. Deswegen 

muss es das Ziel sein, so schnell wie möglich die 

zweite Impfung zu verabreichen, sodass ein um-

fassender kompletter Impfschutz besteht und die 

Gemeinschaft besser geschützt ist. Wir legen ja 

auch noch sozusagen einen Testschutzgürtel um 

ein Heim, indem alle diejenigen, die in das Heim 

hineinkommen, getestet werden. Weil es keine 

100-prozentige Sicherheiten gibt, kann dann aber 

immer noch eine Infektion in das Heim eingetra-

gen wird. Aber selbst dann, wenn geimpfte Per-

sonen infiziert werden - auch dann kann ja noch 

eine Erkrankung ausbrechen; das ist zumindest 

der aktuelle Stand -, sollte die Infektion leichter 

verlaufen und vor allen Dingen nicht zum Tode 

führen. Das ist das Ziel. Ich bin guter Dinge, dass 

mit der Priorität, die wir da gesetzt haben, die 

Bewohnerinnen und Bewohner in den Einrichtun-

gen in wenigen Wochen geimpft sein werden und 

dann dort ein besserer Schutz besteht. 

Darüber hinaus haben wir seit Mitte letzter Woche 

damit begonnen, die Beschäftigten der Kranken-

häuser zu impfen, insbesondere bei der UMG und 

der MHH. Für die kleineren Krankenhäuser ist 

vorgesehen, dass sie über die Impfzentren mit 

bedacht werden. Am Montag vor fast 14 Tagen 

haben wir alle Impfzentren darauf hingewiesen. 

Die Vorgabe der STIKO ist ja, dass nicht alle Be-

schäftigten in toto geimpft werden, sondern dass 

vor allen diejenigen geimpft werden sollen, die ei-

ne hohe Exposition haben, d. h. in Intensivstatio-

nen, in Notaufnahmen und natürlich alle diejeni-

gen Beschäftigten, die COVID-19-Patienten be-

handeln. Das soll mit organisiert werden. Das ist 

in einigen Krankenhäusern gut angelaufen und 

wird jetzt peu à peu mit durchgeführt.  

Die zentrale Frage wohl an uns alle von Men-

schen jeden Alters ist: Wann kann ich mich zur 

Impfung anmelden? - Dafür haben wir eine klare 

Altersstaffelung. Jetzt ist erst einmal die Alters-

gruppe 80 Jahre und älter an der Reihe. Wir wer-

den ein Schreiben versenden, in dem erklärt wird, 

wie alles ablaufen wird. Ich glaube, das ist auch 

schon einmal hier im Ausschuss angesprochen 

und erläutert worden; hier wissen das alle. Man 

kann sich ein Terminpärchen für die beiden Imp-

fungen geben lassen. Zur Bestätigung dieser 

Termine erhält mit einen QR-Code, mit dem man 

sich zum Impfzentrum begibt. Dort gibt es einen 

digitalen Laufzettel. Es ist ja eine sehr gute Do-

kumentation für diese Impfung notwendig. Das ist 

hier, glaube ich, allen klar. Diese Impfstoffe sind 

neu und erfordern eine sehr gezielte Dokumenta-

tion und Anwendungsbeobachtung, um die Erfah-

rung damit gut und schnell zusammenzuführen. 

Wir haben noch nie ein Produkt in solch großer 

Breite eingeführt. Es gibt sogar die Chance, dass 

man sehr seltene Ereignisse bzw. sehr seltene 

Nebenwirkungen sieht, die man sonst nicht sieht, 

wenn immer nur kleine Gruppen peu à peu ge-

impft werden und wenn es viele Jahre dauert, bis 

man 1 Million Menschen geimpft hat. Das sieht 

man alles gleich. 

Wir werden die Termine an die entsprechenden 

Lieferungen knüpfen, damit es keine Luftbuchun-

gen gibt und damit man wirklich sicher sein kann, 

dass Impfstoff zur Verfügung steht. Wir haben 

deshalb die zweite Dosis erst einmal zurückge-

stellt. Dazu hat es ja auch eine Diskussion gege-

ben. Die Lieferkette wird sich hoffentlich stabilisie-

ren. Wir haben jetzt die ersten Lieferungen von 

Pfizer-BioNTech erhalten. Sie waren in dieser 

Woche in der Höhe, wie sie angekündigt worden 

sind.  

Wir haben auch eine erste Lieferung Impfstoff von 

Moderna bekommen. Die Zahl der Impfdosen hat 

sich bei dieser Lieferung geändert. Vor Wochen 

hieß es, dass 18 000 Dosen geliefert werden. 

Dann hieß es, dass 12 000 Dosen geliefert wer-

den. Geliefert wurden jetzt 6 000 Dosen. Auch für 

diesen Impfstoff von Moderna gibt es ein Raster 

und eine Perspektive für die Lieferungen in den 

nächsten sechs Wochen. Er wird alle 14 Tage ge-

liefert. Der andere Impfstoff wird im wöchentlichen 

Rhythmus geliefert. Der Impfstoff von Moderna 

wird leider in noch größeren Gebinden geliefert: 

nicht 975er-, sondern 1 200er-Gebinde. Dafür hat 

dieser Impfstoff den Vorteil, dass er nicht ver-

dünnt werden muss. Die Fläschchen sind größer. 

Man muss zehn Impfungen aus einem Vial ent-

nehmen. 

Das Handling des Impfstoffs - darauf können wir 

nachher noch in der Diskussion eingehen - ist 
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durchaus komplex und bedarf, wie ich auch bei 

einer Impfung gesehen habe, einer sehr guten 

Organisation und natürlich auch eines entspre-

chenden Know-hows, weil er fragil bzw. erschüt-

terungssensibel ist. Das alles ist ja auch neu. Die 

anderen Impfstoffe, die verimpft werden, sind 

durchaus robuster und werden meistens als Ein-

zelspritze geliefert, sodass das Handling für die 

Ärzte und Ärztinnen sehr viel einfacher ist.  

Es gibt eine hohe Bereitschaft bei den Ärzten und 

Ärztinnen und auch bei vielen Pflegekräften und 

anderen Fachkräften, Unterstützung zu leisten. 

Diese werden wir auch brauchen. Alle blicken ja 

jetzt mit hoher Aufmerksamkeit darauf. Das wird 

aber ein echter Marathon werden. Ich rechne da-

mit, dass es viele, viele Monate bis in den Herbst 

hinein dauern wird, bis tatsächlich alle geimpft 

worden sind und ein Impfschutz in der Bevölke-

rung aufgebaut ist, sodass eine geschützte Ge-

meinschaft im ganzen Land vorhanden ist. 

Wir werden auch vonseiten des Landes eine In-

formationskampagne starten, weil wir sehen, dass 

die derzeitigen Informationen von der Bundes-

ebene nicht ausreichen. Es war verabredet, dass 

die Bundesebene mit der Bundeszentrale für ge-

sundheitliche Aufklärung eine große Kampagne 

startet. Ich weiß nicht, wer sie sieht. Ich sehe sie 

nicht. Das, was wir an Materialien haben, ist gut 

und schön, aber nicht ausreichend. Es gibt Mate-

rialien für die Impfzentren. Der Bundesgesund-

heitsminister hat versprochen, dass mit Hoch-

druck daran gearbeitet wird, jetzt auch Leitfäden 

und Unterstützungsmaterial für die Pflege, also 

für stationäre Heime zu bieten. Das ist jetzt schon 

fast vorbei, weil sie gut informiert sind. Sie kön-

nen das ganz gut. Die ersten Rückmeldungen wa-

ren wirklich sehr, sehr positiv. Von daher kann 

man das alles machen, aber es braucht, glaube 

ich, noch ein ganzes Stück mehr Informationen 

über die Impfstoffe und die Verfahren. Diese Fra-

gen erreichen uns ja auch permanent. Die Dach-

kampagne des Bundes „Deutschland krempelt die 

Ärmel hoch“ ist ganz schön, aber ist, glaube ich, 

nicht die solide Information, die jetzt gewünscht 

ist. Es gibt ein sehr großes Informationsbedürfnis, 

weil das auch ein kompliziertes Thema ist: Diese 

Impfstoffe sind völlig neu. Insofern wird häufig ge-

fragt, wie sie wirken und welche Nebenwirkungen 

es gibt. 

Zu den Nebenwirkungen: Wir haben gestern das 

erste Mal einen Hinweis bekommen, dass eine 

Frau in Weyhe nach einer Vakzinierung verstor-

ben ist. Das muss jetzt wirklich sehr sorgfältig ge-

prüft werden. Ansonsten hören wir nur ganz we-

nig über Nebenwirkungen. Es gibt seltene Fälle 

von allergischen Reaktionen. Das ist auch aus 

Großbritannien bekannt. Aber ansonsten wird 

durch die Bank berichtet, dass es fast überhaupt 

keine Nebenwirkungen gibt. Ich erkläre mir das 

so, dass dieser Impfstoff sehr rein ist, dass er das 

RNA-Molekül in modifizierter Form und den Lipid-

Nanopartikel enthält und dass er wenig Zusatz-

stoffe benötigt, die ein allergisches Potenzial ha-

ben und zusätzlich Reaktionen auslösen können. 

Das ist sehr erfreulich. Das muss nicht so bleiben; 

denn es kann durchaus sein, dass nach der zwei-

ten Impfung eine stärkere Impfreaktion auftritt, 

weil das Immunsystem ja schon auf dieses Anti-

gen vorbereitet ist. Dann könnte es zu einer stär-

keren Reaktion kommen. Das ist aber nicht 

schlimm. Man muss die Menschen aber darauf 

vorbereiten, dass das passieren kann. Ein Virolo-

ge hat einmal gesagt: Das ist so ein bisschen das 

Motorengeräusch des Immunsystems, wenn es 

zu Abgeschlagenheit, zu erhöhter Temperatur 

usw. kommt. 

Über die Diskussion in Bezug auf die Pflegekräfte 

habe ich mich extrem aufgeregt, weil das die 

schadhafteste Diskussion in dieser Woche ist. Sie 

ist ja auch noch nicht ganz zu Ende. Wir sehen 

nicht, dass die Beschäftigten sich nicht impfen 

lassen. Wir wissen, dass die Beschäftigten im 

medizinischen Sektor - sowohl Pflegekräfte als 

auch Mediziner - durchaus eine kritische Haltung 

zu Vakzinierungen haben. Aber wir sehen, dass 

jeden Tag etwas mehr Beschäftigte als Bewohne-

rinnen und Bewohner geimpft werden. Anders-

herum: Nach Schätzungen der Pflegeverbände 

melden sich ca. 70 %, manchmal 75 % oder 80 % 

der Beschäftigten. Ich glaube zudem, dass das 

Zutrauen noch wachsen wird, wenn man jetzt 

sieht, dass das ein so verträglicher Impfstoff ist. 

Die Debatte, die aus dem Süden unseres Landes 

angezettelt worden ist, halte ich für absolut 

schädlich für diese ganze Diskussion. Die Basis 

für alles, was wir in der Medizin machen, muss 

die informierte eigene Entscheidung sein. Den 

Pflegekräften zu drohen oder sie zu zwingen, hal-

te ich für grundfalsch. Wir müssen informieren. 

Wir müssen überzeugen. Das ist natürlich jetzt 

Wasser auf die Mühlen aller Skeptiker und Skep-

tikerinnen, die sagen: Ja, ja, dann wird es doch 

eine Impfpflicht geben! - Es ist glasklar erklärt 

worden, dass wir keine Impfpflicht einführen. Aber 

eine solche Debatte zerstört natürlich Vertrauen 

in diese Aussagen und auch in die gesamte 
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Kampagne. Dabei ist sie wirklich gewaltig und 

groß genug. 

Nun zu der Frage, wie es jetzt weitergeht. Wir 

werden jetzt die Altersgruppe 80 Jahre und älter 

anschreiben. Es ist klar, wir werden dazu Daten 

der Post benutzen. Ich bin über die Debatte, die 

jetzt aufgebrandet ist, ein bisschen verwundert, 

was die Kommunen, die Landkreise und Städte 

angeht. Ich habe gestern mit dem Landkreistag 

zusammengesessen und werde morgen mit der 

Oberbürgermeisterkonferenz zusammensitzen, 

um das Thema Briefe zu besprechen und wie wir 

kommunizieren. Es kann ja gar nicht zu wenig 

Kommunikation geben. Es ist besprochen wor-

den, dass wir das gemeinsam machen. Wir haben 

einen Brief, der natürlich auch über die Post mit 

den Adressen verschickt wird. Die Oberbürger-

meister, die Landräte werden natürlich unseren 

Text nehmen und entsprechend schreiben. Mich 

haben die entsprechenden öffentlichen Einlas-

sungen etwas verwundert, weil wir gestern dar-

über gut im Gespräch waren. 

Wir werden jetzt die 80-Jährigen plus, 70-Jähri-

gen plus und 60-Jährigen plus, also ganz viele 

anschreiben. Wir werden auch über andere Kanä-

le versuchen zu kommunizieren. Ich bin mit den 

Krankenkassen im Gespräch, ob sie auch alle 

Formate, die sie haben, nutzen, um auf die Imp-

fung hinzuweisen, um Aufklärung zu betreiben 

und Informationen an ihre Versicherten zu geben, 

weil ich glaube, dass es einen sehr, sehr großen 

Informationsbedarf gibt.  

Unsere Kampagne ist natürlich, Informationen 

auch über klassische Dinge wie Plakate und An-

zeigen zu verbreiten. Aber wir werden auch alle 

anderen wichtigen maßgeblichen Akteure im Ge-

sundheitssystem dafür benutzen. Natürlich wer-

den wir das mit den Kommunen und Städten ge-

meinsam machen. 

Jetzt zu der Frage, wie es weitergehen soll. An-

gesichts dieser schweren epidemiologischen Si-

tuation bin ich der festen Überzeugung - ich habe 

das im Plenum zwar schon mal gesagt, aber na-

türlich nicht mit dieser Dramatik -, dass Kontakt-

reduzierung wirklich der Wintermodus ist. Die 

Maßnahmen, die tatsächlich zum Ziel führen, 

können unterschiedlich sein. Aber das Ziel ist, die 

Kontakte drastisch zu reduzieren. Das werden 

noch sehr, sehr schwere Wochen, solange wir 

diese winterlichen Temperaturen und dieses 

nasskalte Wetter haben, das dieses Virus ohne-

hin begünstigt. Wenn es jetzt noch eine Virus-

Variante gibt, die sich besser durchsetzen kann, 

dann ist die Kontaktreduzierung noch einmal 

wichtiger.  

Wenn man sich das Gesamtpaket ansieht - wir 

haben sehr, sehr stark in den privaten Bereich 

eingegriffen -, dann hat man, wenn man sich die 

Mobilität anguckt, noch nicht das erreicht, was wir 

in der ersten Welle an Kontakt- und Mobilitätsre-

duzierungen gesehen und erreicht haben. Des-

wegen wird man da weitergehen müssen. 

Ein großes Thema ist dabei die Schule. Wir ha-

ben immer eine Priorität darauf gelegt, dass uns 

die Bildung und die Teilhabe unserer Kinder und 

Jugendlichen wichtig sind. Ich glaube, der Kollege 

Tonne hat dazu alles vorbereitet und gemacht. 

Der andere ganz große Sektor, der in dieser Wo-

che noch einmal ganz neu im Fokus gestanden 

hat, ist der Bereich der Arbeit.  

Das Homeoffice - dazu hatte ich mit Herrn Müller 

von den UVN im Oktober schon einmal aufgeru-

fen - ist eines der Dinge, die jetzt umgesetzt und 

eingesetzt werden müssen. Alle Unternehmen 

müssen das Homeoffice nutzen, soweit es ir-

gendwie geht. 

Wir haben in den letzten Wochen gesehen, dass 

sehr, sehr viele Unternehmen, auch Großunter-

nehmen, dazu übergegangen sind, auch Home-

office zu machen, aber in einem ganz anderen 

Ausmaß, als man es im März und in der ersten 

Welle genutzt hat. Wir werden das Homeoffice 

aber brauchen, um tatsächlich die Mobilität zu re-

duzieren, um im öffentlichen Personennahverkehr 

die Kontakte zu reduzieren. Das sind ja die gro-

ßen Felder der Gesellschaft. Dazu muss auch die 

Arbeit einen wirklich wichtigen Beitrag leisten.  

Das ist nicht ganz ohne, weil wir alle wissen, dass 

das auch großen Stress und echte Anspannung 

in den Familien erzeugt.  

Deswegen komme ich auch noch auf das Thema 

Kinderkrankengeld zu sprechen. Das ist, glaube 

ich, eine echte Erleichterung. Dazu wird es auch 

eine Sondersitzung des Bundesrates geben. Ich 

finde, es ist schon eine kreative und unkonventio-

nelle Lösung, das wieder über das Gesundheits-

system zu lösen. Das finde ich in der Sache rich-

tig, aber es belastet natürlich die Krankenkassen. 

Das will ich hier in diesem Kreis einmal sagen. Ich 

finde es nicht richtig, dass das wie selbstver-

ständlich immer wieder dort abgeladen wird. Es 

sind immer die gesetzlichen Krankenkassen. Das 
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ist etwas, woran die private Assekuranz nicht be-

teiligt ist - bisher jedenfalls nicht; das kann ja 

noch werden. 

Letzter Punkt: Es gibt auch wirklich erfreuliche 

Dinge und erfreuliche Beispiele. So hat Volkswa-

gen sehr kulant gesagt: Wir geben zusätzlich drei 

Tage, bis das Kinderkrankengeld in Kraft gesetzt 

ist. - Ich finde, das ist eine gute Aktion. Ich würde 

mir wünschen, dass so etwas Schule macht. Das 

könnten möglicherweise auch andere Unterneh-

men so handhaben, um ihren Beschäftigten in 

diesen schweren Zeiten eine Entlastung zu bie-

ten.  

Jetzt sage ich Danke für das lange Zuhören. Ich 

bin sicher, es gibt noch etliche Dinge, die wir be-

sprechen können. Danke für die Aufmerksamkeit.  

Aussprache 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD): Frau Minis-

terin, wir danken Ihnen für Ihre Ausführungen und 

für die Darstellung der nicht leichten Situation, die 

wir ja auch alle kennen. Wir hatten ja nicht erhofft, 

dass wir Anfang 2021 hier sitzen und im Grunde 

genommen eine weitere Expansion des Gesamt-

geschehens haben, verbunden mit all den Maß-

nahmen, über die wir in der letzten Sitzung vor 

einer Woche im Zusammenhang mit der neuen 

Corona-Verordnung gesprochen haben. 

Abg. Dr. Thela Wernstedt (SPD): Vielen Dank, 

Frau Ministerin, für Ihre ausführliche Darstellung. 

Es ist eine riesige Herausforderung, weil wir es 

als Land eigentlich gar nicht mehr gewöhnt sind, 

eine solch große Impfkampagne durchzuführen. 

Viele Forscher haben ja über viele Jahre hinweg 

geglaubt, so etwas könnte auf der Welt gar nicht 

mehr passieren. Wir alle sind da jetzt eines Bes-

seren belehrt worden. Die Verteilung des Impf-

stoffs, der ja auch komplex in der Handhabung 

ist, gut zu organisieren, ihn also bis in die kleinste 

Gemeinde zu bringen, ist eine gewaltige Aufgabe. 

Es ist gut, dass jetzt ganz viele Player in An-

spruch genommen werden, um z. B. die Adressen 

zu rekrutieren und die Menschen zu informieren, 

dass man auf der einen Seite Geduld haben 

muss und auf der anderen Seite jetzt auch ein 

Prozedere erstellt wird, wie die einzelnen Men-

schen, die in der ersten Gruppe einen Anspruch 

haben, bald an den Impfstoff kommen können. 

Insofern, glaube ich, hat Ihre Darstellung gerade 

auch zur Klärung der Situation beigetragen, weil 

landauf, landab und auch in den Medien ganz vie-

le Fragen gestellt werden, die auch notwendiger-

weise gestellt werden müssen und, denke ich, 

auch gut geklärt werden können. 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): Vielen Dank 

für die Unterrichtung.  

Ich habe erstens eine ganz konkrete Frage, die 

auch meine Region und den Brief über die un-

gleiche Verteilung der Impfdosen betrifft. Ich nen-

ne einmal Holzminden mit einem hohen Grad von 

über 80-Jährigen in der Bevölkerung. Ich nenne 

meinen Landkreis Wittmund, klein und fein, aber 

mit einer sehr hohen Inzidenz. Ich nenne die 

Seehafenstadt Emden. Alle diese Orte sollen in 

den nächsten Tagen bis zu 25 Tage lang nicht 

berücksichtigt werden. Die Frage ist, ob Sie das 

erläutern können. Für mich ist das absolut nicht 

nachvollziehbar, weil überall die Impfzentren am 

Start sind und überall die Impfteams eingerichtet 

sind. Ich glaube, in Holzminden gibt es sogar 

noch ein zweites Impfteam. Aber so kann man ja 

am Ende nicht verfahren. An dieser Stelle haben 

wir es wieder mit dem beliebten Thema Akzep-

tanz zu tun. Was mich aber wirklich umtreibt, ist 

das Stadt/Land-Gefälle. Ich weiß, dass es dazu 

einige Vorgaben auch von Bundesebene gibt. 

Aber es kann nicht sein, dass die Menschen in 

der Fläche letztendlich so lange warten und in die 

Röhre schauen müssen, während Hannover 

zweimal pro Woche beliefert wird. Ich sehe die 

Problematik, aber ich glaube, das ist kein Um-

gang miteinander. Das ist auch den Menschen 

gegenüber schwer zu vermitteln. Ich bitte Sie, 

sich noch einmal zu dieser Impfpriorisierung und 

zu der Verteilung der Impfdosen zu äußern. 

Zweiter Punkt. Sie haben darauf hingewiesen, 

dass die zweite Dosis zurückgestellt bzw. zurück-

gehalten wird. Wörtlich sagten Sie, die zweite Do-

sis wird „erst einmal“ zurückgestellt. Was heißt 

das? Ist die Diskussion innerhalb der Landesre-

gierung dazu noch nicht abgeschlossen? Kann es 

sein, dass auch die zurückgestellte zweite Dosis 

doch noch genutzt und in der ersten Runde mit 

verimpft wird? Das ist mir eben nicht klar gewor-

den. 

Dritter Punkt. Ich weiß nicht, welche wissen-

schaftliche Expertise das Land im Pandemiege-

schehen hinsichtlich des Risikos von Mutationen 

hat, wenn die zweite Impfung zu spät oder gar 

nicht erfolgt. Haben Sie dazu eine Einschätzung? 
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Viertens. Warum haben diverse Krankenhäuser 

noch keinen Impfstoff bekommen? Können Sie 

auch noch etwas zu Ihrem Verteilungsschlüssel 

sagen? 

Fünftens zu dem Anschreiben. Von den kommu-

nalen Spitzenverbänden war ja zu hören, dass sie 

dem Land das Angebot gemacht haben. Ich ver-

stehe aber nicht, weshalb das alles jetzt so ad 

hoc läuft, weshalb das nicht ausreichend vorbe-

reitet worden ist und weshalb man nicht die Ko-

operation mit den kommunalen Spitzenverbänden 

gesucht und ihr Angebot ausgeschlagen hat. Na-

türlich kann es nicht schaden, wenn jeder einen 

Brief schickt - das werden die Krankenkassen ja 

auch noch machen -, aber irgendwann führt das 

zur Verwirrung. 

Ich habe mir gerade Ihren Brief angesehen 

(s. Anlage zu dieser Niederschrift). Dazu meine 

Fragen: 

Wird dieser Brief auch mehrsprachig oder nur im 

reinen Hochdeutsch verteilt? Es gibt ja auch Per-

sonen, die nicht unbedingt der deutschen Spra-

che mächtig sind. 

In diesem Brief hat mich der Hinweis auf der letz-

ten Seite, unten, irritiert, dass die Bedingungen 

der Deutschen Post Direkt gelten. Können Sie 

dazu noch Ausführungen machen? Mich irritiert 

ein solcher Abschlusssatz in einem Schreiben 

massiv. 

Sechster Punkt. Ich habe Hinweise auch aus 

Schulen bekommen, dass sie FFP2-Masken er-

halten, die das CE-Zeichen, aber ansonsten kein 

Zeichen haben. Wer bürgt eigentlich für die Quali-

tät, und wie geht man damit um, wenn man fest-

stellt, dass die Masken, die bei den Schulen an-

kommen, leicht löchrig sind, wie ich das heute 

Morgen aus Schulen in Braunschweig geschildert 

bekommen habe? 

In diesem Kontext frage ich generell: Wie verläuft 

eigentlich die Verteilung der FFP2-Masken? Dies-

bezüglich nimmt man ja einiges über die Medien 

wahr. Zumindest meine Eltern, die älter als 80 

Jahre sind und Vorerkrankungen haben, haben 

bis heute noch keinen Gutschein gesehen und 

noch keine Masken in der Apotheke bekommen. 

Deshalb frage ich: Wie viele Kapazitäten an 

FFP2-Masken sind überhaupt vorhanden, die 

auch den Qualitätsstandards entsprechen? Denn 

anderenfalls nützen sie ja nichts. Man diskutiert ja 

jetzt auch über eine Maskenpflicht im öffentlichen 

Raum, im ÖPNV usw. 

Abg. Volker Meyer (CDU): Frau Ministerin, zu-

nächst einmal vielen Dank für Ihre Ausführungen, 

die gerade in epidemiologischer Hinsicht sehr 

zum Nachdenken bewegen auch vor dem Hinter-

grund der Diskussion, die in den letzten Tagen 

verstärkt geführt worden ist. 

Die Zahl von 1 700 neuen Infektionen in Nieder-

sachsen stimmt sehr bedenklich. Ich glaube, wir 

alle stimmen völlig darin überein - das hat sich ja 

auch schon in den letzten Wochen gezeigt -, dass 

die Kontaktreduzierung das Mittel der Wahl ist. 

Das ist völlig unstrittig. 

Ich möchte jetzt auf das Thema Impfen und die 

gestrige Diskussion zu sprechen kommen. Das 

sehe auch ich durchaus sehr kritisch, weil ich 

nicht ganz nachvollziehen kann, warum wir die 

kommunale Ebene nicht insgesamt stärker ein-

binden. Denn ich meine, dass wir dann das The-

ma Mobilität, Anfahrt der Impfzentren usw. relativ 

schlank lösen könnten. 

Mir ist das Beispiel eines Anschreibens aus Hes-

sen zugetragen worden, in dem die Telefonnum-

mer der Kommune bzw. des Bürgerbüros mit auf-

geführt ist. Das ist ganz sinnvoll, um dort Rück-

fragen stellen und das vor Ort entsprechend ab-

wickeln zu können. 

In diesem Zusammenhang interessiert mich: In 

den Melderegistern der Kommunen sind ja alle 

Adressen der entsprechenden Gruppen enthal-

ten, die wir anschreiben müssen. Nach den Pres-

seberichten ist allerdings davon auszugehen, 

dass die Deutsche Post Direkt bzw. der Adress-

anbieter nicht über den vollumfänglichen Adress-

bestand verfügt. Gibt es eine bestimmte Quote, 

die Sie erreichen wollen oder die im Zweifel nicht 

erreicht wird? 

Ich möchte gerne noch einen zweiten Punkt an-

sprechen, zu dem noch Überlegungen angestellt 

werden sollten. Der Hartmann-Bund hat am Mon-

tag in einer Presseinformation dafür plädiert, auch 

bei dem Impfstoff von Pfizer-BioNTech stärker die 

Hausarztpraxen vor Ort mit einzubeziehen. Denn 

nach Angaben von BioNTech kann dieser Impf-

stoff, nachdem er aufgetaut worden ist, fünf Tage 

lang im Gefrierschrank bei minus 2 bis minus 

8 Grad gelagert werden, sodass die Arztpraxen 

Zeit hätten, sich bei den Impfungen zu engagie-

ren und ihre Patientinnen und Patienten entspre-
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chend den Gruppen zu impfen. Es steht natürlich 

außer Frage, dass das erst dann möglich sein 

kann, wenn ausreichend Impfstoff zur Verfügung 

steht. 

Mir stellt sich die Frage, ob man dann, wenn aus-

reichend Impfstoff zur Verfügung steht und die 

Impfzentren mit den prognostizierten 120 000 Do-

sen ausgelastet sind, die dort wöchentlich verab-

reicht werden können, die Hausärzte deutlich frü-

her bei der Impfung mit einbeziehen kann, als 

bisher überlegt worden ist. Das ist, glaube ich, ein 

ganz wichtiger Punkt.  

Ich möchte auch auf das eingehen, was die Kol-

legin Janssen-Kucz gerade gesagt hat. Ich möch-

te hier keine platte Stadt/Land-Diskussion führen. 

Das hielte ich für falsch. Aber es muss sicherlich 

zumindest überlegt werden - vielleicht denken Sie 

ja auch darüber nach; das ist die Frage -, dann, 

wenn in einer Region ein größerer Anteil von über 

80-Jährigen als in anderen Regionen lebt, die 

Verteilung des Impfstoffes nicht rein nach der 

Einwohnerzahl der Region vorzunehmen, son-

dern zumindest nach dem Kriterium des Anteils 

der über 80-Jähren, der über 70-Jährigen und der 

über 60-Jährigen den Impfstoff zu verteilen. Diese 

Zahlen kann man ja relativ einfach innerhalb von 

wenigen Sekunden vom Landesamt für Statistik 

bekommen. Dann wäre auch in anderen Land-

kreisen, die bisher außen vor sind, Impfstoff zur 

Verfügung und könnte dort in dem gleichen 

Rhythmus und entsprechend der Priorisierung der 

Gruppen geimpft werden, wie dies auch in ande-

ren Regionen möglich ist. 

Meine Anregung ist also, darüber nachzudenken, 

den Verteilungsmodus an den zu priorisierenden 

Gruppen und nicht rein an der Einwohnerzahl 

festzumachen. 

Abg. Susanne Victoria Schütz (FDP): Frau Mi-

nisterin, auch ich bedanke mich für die Informati-

onen. 

Den Vorschlag des Kollegen Meyer kann ich im 

Ansatz verstehen. Ich glaube aber, dass das bei 

den über 60-Jährigen schon nicht mehr funktio-

niert, weil in derselben Impfgruppe die Leute mit 

einer Vorerkrankung sind, und die bekommt man 

nicht aus dem Topf. 

Ich möchte zunächst grundsätzlich erklären, dass 

wir uns der Strategie, erst in den Pflegeheimen zu 

impfen, dort auch das Personal zu impfen, auch 

in den Krankenhäusern in den entsprechenden 

Abteilungen komplett zu impfen und die zweite 

Impfdosis zurückzuhalten - zu Letzterem gab es 

ja in der vergangenen Woche ein Missverständ-

nis -, komplett anschließen.  

Frau Ministerin, Sie haben vorhin angesprochen, 

dass man sich fragt, wo die Kampagne des Bun-

des ist. Ich habe diese Kampagne neulich zufällig 

gesehen, nämlich in einer Werbepause im Privat-

fernsehen. Dabei ist mir aufgefallen, dass dabei 

die Info-Nummer 116 117 eingeblendet wird. Das 

ist für die niedersächsischen Zuschauer auch 

wieder verwirrend. 

Ich möchte auch an den Ausführungen von Herrn 

Meyer zu den Postsendungen anknüpfen. Ich fin-

de, das ist erklärungsbedürftig. Niemand draußen 

versteht, warum man bei einem Einwohnermel-

deamt gemeldet ist und dass der Staat dann, 

wenn er im Rahmen einer Pandemie die Bürge-

rinnen und Bürger erreichen will - ob es das Land, 

der Bund oder die Kommune ist -, keinen Zugriff 

auf diese Daten hat. Das halte ich für hochgradig 

erklärungsbedürftig. 

Ich habe noch einige Fragen: 

Sie haben auch etwas zu der Handhabung des 

Moderna-Impfstoffes gesagt. Ist dieser Impfstoff 

tatsächlich so viel besser? 

Für mich war Ihre Information neu, dass auch der 

Impfstoff von Moderna sehr erschütterungsemp-

findlich ist. Damit hat sich meine Frage vielleicht 

schon erledigt. Denn nachdem ich gelesen habe, 

dass die Handhabung dieses Impfstoffs einfacher 

sei, hätte ich die Frage gestellt, ob er für die Imp-

fung von nicht mobilen pflegebedürftigen Men-

schen, die nicht in einem Heim sind, durch mobile 

Teams verwendet werden kann. 

Mir sind auch zwei Abweichungen bei den Zahlen 

aufgefallen: 

Zum einen geht es dabei um die täglichen Mittei-

lungen durch das MI über die durchgeführten 

Impfungen. Uns ist aufgefallen, dass es seit dem 

11. bzw. 12. Verschiebungen gibt. Darin steht, 

wie viele am Vortag geimpft wurden. Am nächs-

ten Tag wird die Zahl zum Teil nach oben korri-

giert, weil vielleicht nachgemeldet wurde. Die Ge-

samtsumme der korrigierten Zahlen stimmt dann 

aber nicht. Vielleicht nehmen Sie diesen Hinweis 

mit und geben ihn an das Innenministerium wei-

ter.  
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Zum anderen kennen sicherlich die meisten von 

uns das sechsseitige Schreiben, das Herr Spahn 

an die Kollegen im Bundestag herausgegeben 

hat. Darüber ist auch in der Presse berichtet wor-

den. Diesem Schreiben waren Lieferlisten von 

Moderna und BioNTech beigefügt. Die Angaben 

in Bezug auf Niedersachsen stimmen aber nicht 

mit dem überein, was uns bekannt ist. Bei der 

letzten Lieferung am 30. Dezember gab es ja un-

gefähr 5 000 Impfdosen weniger. In diesem 

Schreiben steht aber die komplette Größenord-

nung. Haben Sie eine Erklärung dafür, wo die In-

formationen hängen geblieben sind bzw. wo die 

Impfdosen geblieben sind? Vielleicht ist ja dabei 

eine Kiste vom Lkw gefallen. 

Sie haben auch auf die Aufspürung der Mutatio-

nen hingewiesen. Welche Aktivitäten werden in 

Niedersachsen zum Aufbau von Laborkapazitäten 

unternommen, um die Sequenzierung besser 

durchführen zu können? 

Im Landkreis Gifhorn sind ja die Inzidenzzahlen 

sozusagen durch die Decke gegangen. In der 

Zeitung ist zu lesen, dass der Grund dafür z. B. 

viele Ausbrüche in Altenheimen sind. Wenn dort 

eine Ausgangssperre verhängt wird und die Leute 

das Gefühl haben, dass fast alle Fälle in den Al-

tenheimen auftreten, gibt es jedoch ein Verständ-

nis- und Akzeptanzproblem und ist diese Maß-

nahme erklärungsbedürftig. Gibt es in Ergänzung 

zu den Inzidenzwerten auch Zahlen darüber, wel-

cher Anteil bei den Ausbrüchen auf die Altenhei-

me entfällt? - Ich sehe es genauso, dass wir die 

Altenheime besonders im Auge haben müssen, 

weil deren Bewohner besonders gefährdet sind 

und bei ihnen die sehr schweren Verläufe und die 

allermeisten Todesfälle zu befürchten sind. 

Gleichzeitig darf man die Akzeptanz nicht verlie-

ren, weil die Leute diese Zusammenhänge ja 

auch in den Zeitungen lesen. 

Abg. Stephan Bothe (fraktionslos): Vielen Dank 

für diese wirklich gute und informative Unterrich-

tung. Man muss eigentlich feststellen, dass die 

verstärkten Lockdown-Maßnahmen seit dem No-

vember auf die sogenannten Infektionszahlen 

wirkungslos geblieben sind; denn sie bleiben 

hoch. 

Meine erste Frage dazu: Würden Sie sagen, dass 

die bisherigen Maßnahmen mit den weitgehen-

den Kontaktbeschränkungen, Schließungen von 

Einrichtungen und des Einzelhandels bisher wir-

kungslos geblieben sind, oder sehen Sie dort 

durchaus Wirkungen? 

Bevor ich zu meiner zweiten Frage komme, 

möchte ich Ihnen beipflichten: Mit der Diskussion 

über eine Impfpflicht bei dem Pflegepersonal 

schafft man keine Akzeptanz. Die Gesamtakzep-

tanz bei dem Thema Impfen ist ja unterschied-

lich - ich würde sagen, je nach Bevölkerungs-

schichten. 

Meine Frage dazu: Halten Sie es nicht für sinn-

voll, dass beispielsweise auch Sie sich impfen 

lassen? Ich würde es sehr begrüßen, dass sich 

beispielsweise Regierungsmitglieder öffentlich-

keitswirksam impfen lassen, sodass man daran 

sehen kann, dass sie keinerlei Bedenken gegen 

die Impfung haben. Denn Sie erwarten, dass sich 

andere Bevölkerungsgruppen impfen lassen. Sie 

erwarten das von dem Pflegepersonal. Dann er-

warte ich auch von Ihnen, Frau Ministerin, dass 

Sie sich impfen lassen. Ich glaube, das würden 

Sie auch tun. 

Meine letzte Frage bezieht sich auf die FFP2-

Masken. Ich habe im Rundblick von der Forde-

rung des Kollegen Schwarz gelesen, dass im Ein-

zelhandel eine Verpflichtung zum Tragen einer 

FFP2-Maske eingeführt werden sollte. Wie be-

werten Sie diesen Vorstoß, der ja auch aus Süd-

deutschland kommt? Würden Sie sagen, dass die 

bisherige Maßnahme, nämlich das Tragen einer 

normalen Mund-Nase-Bedeckung, unwirksam 

war? Muss man jetzt FFP2-Masken tragen, weil 

Sie einräumen, dass beispielsweise eine Stoff-

maske oder eine OP-Maske keinerlei Einfluss auf 

das Infektionsgeschehen hat? 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE): Herr Bothe, Ihre 

Aussage, dass die bisherigen Maßnahmen wir-

kungslos geblieben sind, ist schlicht falsch.  

(Störung der Videoübertragung) 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD): Herr Lim-

burg, Sie sind nur schlecht zu verstehen. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE): Dann melde ich 

mich später noch einmal. 

Ministerin Dr. Reimann (MS): Ich möchte zu-

nächst etwas zu der Verteilung des Impfstoffs sa-

gen. Es ist so, dass das der limitierende Faktor 

ist. Wir verteilen den Impfstoff jetzt nach den Ein-

wohnerzahlen. Man kann sich auch viele andere 

Kriterien für die Verteilung vorstellen, aber die 

Grundproblematik bleibt bestehen. Das ist der li-

mitierende Faktor. Alle möchten zurzeit mehr 

Impfstoff haben und könnten deutlich mehr Impf-
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stoff verimpfen, als sie zurzeit zur Verfügung ha-

ben. 

Hinzu kommt, dass die Gebinde sehr groß sind 

und dass die Logistik recht anspruchsvoll ist, wie 

ich vorhin angedeutet habe. Die Gebinde beste-

hen bei dem Pfizer-BioNTech-Produkt aus 975 

Impfdosen und bei dem Moderna-Impfstoff aus 

1 200 Impfdosen. Dazwischen kann man nichts 

auf die Zentren verteilen, weil dann natürlich im-

mer ein Risiko der Fehleranfälligkeit bestünde. 

Frau Schröder wird nachher noch etwas zu den 

einzelnen Landkreisen sagen. 

Wir haben mit allen verabredet, vor allen Dingen 

Kontinuität herzustellen, sodass Verlässlichkeit 

besteht, damit sich diese Prozesse auch ein-

schwenken. 

Ab nächster Woche muss ohnehin die doppelte 

Menge des Impfstoffes verimpft werden. Wir ha-

ben jetzt die Situation, dass Erstimpfungen vor-

genommen werden. Eigentlich ab Sonntag, aber 

dann in der nächsten Woche werden immer dop-

pelte Impfdosen zur Verfügung stehen. Damit 

werden natürlich auch doppelte Impfungen er-

möglicht. Denn dann bekommen die Ersten die 

zweite Impfung und weitere die erste Impfung.  

Zu der Frage, ob die Leute auch nur einmal ge-

impft werden könnten: Es gibt Experten, die 

durchaus davor warnen, nur einmal zu impfen, 

weil dann der Mutationsdruck noch einmal größer 

wäre und verstärkt Mutationen entstehen könn-

ten. Das kann man aber letztendlich nicht bele-

gen, sondern das kann man aus den Kenntnissen 

über die Immunologie und Epidemiologie herlei-

ten. Unser Ziel ist ja vor allem, die Leute zu 

schützen. Ein schützender Antikörpertiter ist erst 

nach der zweiten Impfung vollständig vorhanden. 

Ja, wir haben die zweite Dosis „erst einmal“ zu-

rückgestellt. Damit ist klar, dass nur die Hälfte der 

Leute geimpft werden kann. Ab nächster Woche 

impfen wir doppelt so viele Leute, weil das dann 

in einem Flow ist - alles, was kommt. Es wird na-

türlich gewährleistet, dass derjenige, der in der 

nächsten Woche die erste Impfung bekommt, in 

21 Tagen auch die zweite Impfung bekommt. Bei 

dem Impfstoff von Moderna ist das übrigens an-

ders; dabei sind es 28 Tage. Auch alle weiteren 

Impfstoffe, die jetzt angemeldet bzw. in der Ent-

wicklung sind, werden mit einem Abstand von 

28 Tagen verimpft werden müssen. Nur der Impf-

stoff von Janssen, einem Tochterunternehmen 

von Johnson & Johnson, wird mit einer Mono-

dosis auskommen. Dieser Impfstoff ist aber erst 

für den Sommer angekündigt. Dabei gibt es aber 

noch viele Unwägbarkeiten, weil er erst in der 

Phase 2 bzw. am Anfang der Phase 3 ist, sodass 

erst noch einige Ergebnisse gewonnen werden 

müssen, bis eine Zulassung erteilt werden kann. - 

So weit zu dem Thema „erst einmal“. 

Ab sofort wird in doppelter Menge geimpft, so-

dass dann die ersten Menschen geschützt sind. 

Der Schutz ist übrigens schon relativ kurze Zeit 

nach der zweiten Impfung vorhanden. Nach den 

Ergebnissen der Studien ist schon nach zwei, drei 

Tagen ein schützender Antikörpertiter vorhanden. 

Bei anderen Impfungen ist das häufig anders und 

dauert es länger, bis tatsächlich ein Schutz gege-

ben ist. Man geht dabei oft von 14 Tagen aus. 

Um noch einmal zur Verteilung der Impfstoffe zu-

rückzukommen: Wir haben uns nicht auf die 

Hochbetagten bezogen, weil das natürlich noch 

einmal differenzierter wäre. Dazu müsste man 

kleinere Tranchen hinbekommen. Das ist aber 

angesichts der Gebinde, die wir haben, nicht oder 

nur schwer möglich. Die Inzidenz ist ein Faktor, 

der nicht stabil ist; das hoffe ich zumindest. Ich 

hoffe sehr, dass wir von den hohen Inzidenzen 

herunterkommen. Deswegen ist es nicht mit der 

Inzidenz verbunden, wie viel Impfstoff vorhanden 

ist. Dann hat man ja auch überhaupt keine Ver-

lässlichkeit mehr. Es ist ja eine wichtige Voraus-

setzung für die Impfteams, dass sie wissen - ge-

rade, weil der Impfstoff so knapp ist -, wie viel 

Impfstoff sie einplanen können, wie viele Men-

schen impfberechtigt sind und dass auch alle 

Einwilligungen vorliegen. Das ist ein Thema vor 

allen Dingen für die Pflegeheime, dass das alles 

vorhanden ist und gut vorbereitet werden kann. 

Nun zu der Frage: Warum haben Krankenhäuser 

noch keinen Impfstoff? - Das ist etwas, was in 

den Impfzentren beredet werden muss. Wir ha-

ben vor 14 Tagen die Impfzentren gebeten, die 

Krankenhäuser und die Beschäftigten in den 

Krankenhäusern, die geimpft werden können, 

aufzurufen, um sie prioritär in der ersten Gruppe 

zu impfen. Das sind aber nicht wirklich viele Be-

schäftigte in jedem Krankenhaus. Deswegen ha-

ben wir nur der UMG, der MHH und dem Städti-

schen Klinikum in Braunschweig extra Impfstoff 

geliefert. Denn ein Gebinde mit 975 Impfdosen 

kann in einem kleinen Krankenhaus nicht verimpft 

werden. In der ersten Runde dürfen ja leider nur 

die entsprechenden Intensivpflegerinnen und 
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-pfleger und das Personal in den Notaufnahmen 

geimpft werden. Diese Beschäftigten werden über 

die Impfzentren angesteuert, sodass sie geimpft 

werden und auch die Beschäftigten in den kleine-

ren Krankenhäusern, die eine höhere Exposition 

haben, geimpft werden. Dafür ist aber dieses rie-

sige Gebinde unhandlich; das funktioniert einfach 

nicht. 

Auch die FFP2-Masken waren ein besonderes 

Thema. Über Masken hatten wir ja insbesondere 

im Frühjahr eine Diskussion, bei der es um deren 

Qualität ging. Dazu muss man sagen: Masken 

sind ja Medizinprodukte und werden deshalb erst 

einmal beim Zoll in Augenschein genommen. Sie 

dürfen nur in Verkehr und in Umlauf gebracht 

werden, wenn sie Zertifikate haben. Diese Zertifi-

kate werden auch noch einmal vom TÜV geprüft. 

In der Anfangsphase war viel kriminelle Energie 

unterwegs, und es gab auch viel Unwissenheit. 

Der Hersteller ist immer dafür verantwortlich, dass 

die Zertifizierung und die Qualität stimmen. 

Dazu muss man wissen, dass es unterschiedliche 

Qualitätsstufen gibt. Der höchste Standard ist der, 

der im medizinischen Sektor verwendet werden 

darf. Es gibt Qualitäten, die darunter liegen, die 

insbesondere in Arbeitsprozessen genutzt wer-

den. Es gab aber auch immer wieder Klagen über 

die Qualität der gelieferten Ware, gerade am An-

fang, in den ersten Wochen und Monaten. Das 

galt auch für Dinge, die der Bund beschafft und 

z. B. über die Kassenärztliche Vereinigung an die 

Hausarztpraxen verteilt hat. Der Hersteller ist an 

der Stelle in der Verpflichtung. 

Zu dem Schreiben an die Bürgerinnen und Bür-

ger: Wenn wir als Land ein Schreiben versenden 

wollen, brauchen wir die Unterstützung eines 

Dienstleisters. Er muss auf die entsprechenden 

Daten zurückgreifen. Es ist nach dem Bundes-

meldegesetz datenschutzrechtlich nicht möglich, 

auf die entsprechenden Statistiken und Daten zu-

zugreifen. Das ist schlicht nicht zulässig, weil das 

Meldegesetz sehr klar regelt, für welche Zwecke 

diese Daten genutzt werden dürfen. 

Was wir als Land tun könnten, wäre, Einzelabfra-

gen zu machen. Es gibt ja eine zusammengefass-

te Datenbank. Das sind aber Einzelabfragen. 

Technisch ist auch eine Massenabfrage zurzeit 

an der Stelle nicht möglich. 

Deshalb haben wir uns entschieden, als zusätzli-

che Information dieses Schreiben durch die Post - 

im doppelten Sinne des Wortes - zu verschicken. 

Die Post hat über 200 000 Haushalte gelistet. 

Das werden aber nicht alle sein. Deswegen ha-

ben wir das auch so kommuniziert. Dieses 

Schreiben ist auch nicht erforderlich, um einen 

Termin zu vereinbaren, sondern es ist ein zusätz-

licher Hinweis, eine zusätzliche Information für die 

älteren Menschen, weil es ganz hohe Informati-

onsbedarfe gibt. Jede Information, die hinzu-

kommt - deswegen sind wir da auch in einem en-

gen Kontakt mit den Landkreisen und Städten -, 

ist hoch willkommen. 

Wie erwähnt, habe ich morgen eine Runde mit 

den Oberbürgermeistern. Die Landkreis-Runde 

war gestern. Dort haben wir genau solche Dinge 

besprochen. Denn es sind einfach superviele In-

formationen notwendig. Insofern ist die Frage 

auch richtig, dass wir auch auf unsere Senioren-

büros verweisen könnten. Das machen wir auch. 

Das wird von den entsprechenden Landkreisen 

gemacht. 

Wenn man einen Termin verabredet, wird es die-

se zusätzlichen Informationen noch einmal ge-

ben. Alle die, die ein Terminpärchen bekommen, 

bekommen eine schriftliche Unterlage, in der ein 

Bild vom Impfzentrum ist und in der auch steht, 

wie man dorthin kommt. 

In diesem ersten Anschreiben steht übrigens 

auch, wie man dorthin kommt. Denn das ist eine 

der ganz zentralen Fragen für die ältere Bevölke-

rung. Die Impfzentren, so wie die Kommunen und 

Landkreise sie eingerichtet haben, sind in der Re-

gel gut mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu errei-

chen. Trotzdem gibt es Bürger, die Einzeltrans-

porte benötigen. Deswegen haben wir in dem An-

schreiben auch formuliert, dass man sich dann 

mit seinem Hausarzt bzw. seiner Hausärztin und 

mit der Krankenkasse in Verbindung setzen 

muss, damit die Kosten getragen werden können. 

Sollten die Kosten für den Transport nicht von der 

Krankenkasse getragen werden, wird das Land 

sie übernehmen. 

Das ist das Verfahren und der Weg. Ich weiß - 

das habe ich gestern schon mit den Kommunalen 

besprochen -, dass viele schon unterstützende 

Dinge planen, z. B. zusätzliche Buslinien, Einzel-

abholungen usw. Alles das ist in den Landkreisen 

in Vorbereitung. Viele sehen, dass es hilfreich ist, 

dort eine Unterstützung zu geben. Das ist von 

Landkreis zu Landkreis und von Stadt zu Stadt 

ein bisschen unterschiedlich je nachdem, wie weit 

die Wege sind und ob es öffentliche Verkehrsmit-

tel gibt, bei denen man vom jeweiligen Startort bis 
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zum Impfzentrum nicht umsteigen muss. Das al-

les ist also in Vorbereitung. 

Auch die Kassen werden sich koordinieren, weil 

sie nach meinen Erfahrungen durchaus unter-

schiedliche Handhabungen bezüglich der Ein-

zeltransporte haben. Deswegen sollten die Kran-

kenkassen das so eng wie möglich abstimmen. 

Ich möchte auch hier wieder sagen: Das ist alles 

für die gesetzlich Versicherten geregelt. Für die 

Privatversicherten wird es erst einmal keine Lö-

sung in der Art geben können, weil die private 

Assekuranz nicht so organisiert ist, wie wir das 

von der gesetzlichen Krankenkasse kennen. 

So weit zu dem Thema Transport und Schreiben. 

Das ist also dem geschuldet, dass der Dienstleis-

ter nach dem Meldegesetz nicht darauf zugreifen 

kann. Wir sind aber jetzt im Kontakt mit den ein-

zelnen Kommunen. Die einzelnen Kommunen 

haben natürlich Einwohnermeldeämter, die aber 

in unterschiedlichsten Formaten die Daten abge-

legt und zur Verfügung haben. Man muss auch 

sagen, dass die Kommunen natürlich hoch belas-

tet sind. Alle unsere kommunalen Ämter sind ge-

rade extrem belastet. Aber sie werden sich dann 

auch gegenseitig unterstützen. 

Nun zu der Frage bezüglich der Impfstofflieferung 

zwischen den Jahren. Sie hat ja auch für viel Un-

mut gesorgt. Dieses alte Schreiben ist ein Tab-

leau gewesen, das bei den Ministerkonferenzen 

und der Kanzlerin auf dem Tisch gelegen und zur 

Verfügung gestanden hat. Das hat nicht zu dem 

gepasst, was wir zwischen den Jahren geliefert 

bekommen haben. Das ist tatsächlich weniger 

gewesen. 

Für den 4. Januar war eigentlich eine Lieferung 

angekündigt. Silvester hat sich dann aber her-

ausgestellt, dass sie am 4. Januar nicht kommt. 

Danach war der Unmut natürlich ganz groß und 

ist gesagt worden, dass die darauffolgende Liefe-

rung auf den 8. Januar vorgezogen wird. Das 

läuft jetzt in einem Rhythmus, so wie es zugesagt 

worden ist. 

Moderna ist jetzt auch im Tableau da. Der Impf-

stoff von Moderna ist erfreulicherweise stärker 

aufwachsend als der Impfstoff von Pfizer-

BioNTech. 

Jetzt sagen alle, dass der Impfstoff von Moderna 

ein bisschen einfacher zu handhaben ist. Das ist 

aber nicht wirklich so. Das ist auch ein RNA-

Molekül. Das ist also die gleiche Technologie. Es 

kommt in größeren Gebinden. In jeder Flasche 

sind jeweils 10 Impfdosen enthalten. Eine Flasche 

muss auch entsprechend schnell verimpft wer-

den. Deswegen bin ich durchaus skeptisch, auch 

wenn einige sagen, man könnte den Moderna-

Impfstoff auch in Hausarztpraxen verimpfen. Ich 

halte es für sehr, sehr schwer, so viele impfwillige 

Personen in einer Woche in einer Hausarztpraxis 

zu haben. 

Ich setze eher auf den Impfstoff von Astra-Zene-

ca. Die erfreuliche Nachricht ist, dass jetzt die Zu-

lassung des Impfstoffs von Astra-Zeneca bean-

tragt worden ist. Wir hatten immer damit gerech-

net, dass Astra-Zeneca vielleicht im ersten Quar-

tal eine Zulassung bekommt. Die Zulassung ist 

vor einigen Tagen in Amsterdam beantragt wor-

den. Wenn es gut läuft, kann es schon in wenigen 

Wochen die Zulassung geben. Die EMA hat bei 

den letzten Zulassungen sehr schnell gearbeitet, 

allerdings auf Druck. 

Es stellt sich aber immer auch die Frage, ob das 

Unternehmen in der Lage ist, sehr viel Impfstoff in 

kurzer Zeit zur Verfügung zu stellen. Per Rah-

menvertrag ist eine sehr große Menge Impfstoff 

von Astra-Zeneca reserviert worden. Das sagt 

aber natürlich nichts darüber aus, ob man das 

tatsächlich regelmäßig und verlässlich produziert 

und dann auch ausgeliefert bekommt. Davon sind 

aber wirklich noch größere Volumina vorbestellt 

und vorverabredet. Das ist ein Impfstoff, der wirk-

lich auch robuster ist. Dieser Impfstoff kann bei 

Kühlschranktemperatur gelagert werden. Das ist 

ein anderes Prinzip. Ich glaube, dass unsere 

Hausarztpraxen bei der Impfung mit diesem Impf-

stoff eine große Rolle spielen können. Auch bei 

der Grippeschutzimpfung gab es ja in dieser Sai-

son sehr hohe Zahlen. 

Jetzt bin ich bei der Frage bezüglich der Bereit-

schaft, sich selbst impfen zu lassen. Ich habe 

schon immer für Impfungen geworben, weil das 

die beste Präventionsmaßnahme ist, die wir 

überhaupt anzubieten haben. Ich habe mich des-

halb jedes Jahr impfen lassen. Manchmal haben 

wir auch einen „Weihnachtsmann“ impfen lassen, 

um auf Grippeimpfungen aufmerksam zu machen 

- in diesem Jahr aber nicht, weil eine Knappheit 

des Impfstoffes bestanden hat, die wir bis dahin 

so nicht gekannt haben. Und ich gehöre nicht zur 

Risikogruppe, weder vom Alter noch von Vorer-

krankungen her. 

Ich finde es richtig, dass auch alle anderen Regie-

rungsmitglieder auf Bundesebene und allen ande-
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ren Landesebenen und auch alle Verantwor-

tungsträger gesagt haben, dass sie sich dann 

impfen lassen, wenn sie an der Reihe sind, also 

nicht anders als die anderen zu schützenden 

Personen. Das finde ich nach wie vor richtig und 

werde ich auch so halten. Ich hoffe sehr, dass ich 

schnell geimpft werden kann. Das heißt nämlich, 

dass wir alle anderen in den priorisierten Gruppen 

schon haben impfen können. 

Zu den Anteilen in den Altenheimen: Wir lassen 

uns immer zeigen, wie viele Infektionen es in den 

Altenheimen gibt und wie viele Altenheime betrof-

fen sind. Ich glaube, auch der Sozialausschuss 

bekommt diese Unterlagen. 

(Abg. Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: In 

der letzten Zeit nicht mehr!) 

Wenn die Inzidenzen hochgehen, dann haben wir 

in den Heimen ein entsprechendes Infektionsge-

schehen. Wir versuchen, sie über die Testungen - 

das ist ja immer wieder ein Thema - soweit wie 

möglich abzuschirmen und dort einen entspre-

chenden Schutz aufzubauen. Er ist aber nicht 

vollständig. Solange wir einen Austausch zwi-

schen Bewohnerinnen und Bewohnern mit der 

Außenwelt zulassen - das wollen ja wir alle -, ha-

ben wir natürlich das Risiko eines Eintrags des Vi-

rus. Das Schlimme ist, dass sich die Bewohner 

nicht nur infizieren. Wir können nicht verhindern, 

dass sich dort jemand infiziert. Man sieht aber, 

dass es dort dann zu schweren Verläufen kommt 

und viele Tote zu beklagen sind. Genau deshalb 

haben wir den Ansatz, dort zu impfen. Das ist 

wirklich die empfindlichste Stelle. 

Zu der Frage zu den älteren Personen, die zu 

Hause leben: Es gibt sicherlich viele, die pflege-

bedürftig sind, zu Hause leben und auch gerne 

eine Impfung bekommen würden. Dazu muss 

man sagen: Das Risiko, in einer Einrichtung infi-

ziert zu werden, ist tatsächlich größer, als wenn 

man zu Hause von einer begrenzten Anzahl von 

Menschen umgeben ist. Wir wollen ja auch diese 

Leute impfen. Aber dafür brauchen wir den robus-

ten Impfstoff. Denn der Impfstoff von Moderna 

hat, wie erwähnt, die gleichen schwierigen Trans-

porterfordernisse. Dieser Impfstoff muss ebenfalls 

gekühlt werden. Das Molekül ist leider genauso 

erschütterungsanfällig, weil das die gleiche Tech-

nologie ist. Er kommt in Zehnerdosen. Dann hat 

man das Problem, dass man unter Umständen 

neun Impfdosen verwerfen muss. 

Erfreulich ist, dass der Impfstoff von Pfizer-

BioNTech in vielen Fällen eine sechste Dosis 

enthält und diese sechste Dosis auch genutzt 

werden kann. Das muss ja nach dem Arzneimit-

telrecht auch geprüft und geklärt werden. Das ist 

alles möglich. Mir ist aus den ersten mobilen 

Teams zurückgemeldet worden, dass aus einem 

Vial oft eine sechste Impfdosis von 0,3 ml aufge-

zogen werden kann, also dass der Impfstoff darin 

jetzt nicht besonders knapp ist. Das wird wahr-

scheinlich unter den Optimierungsbedingungen in 

der Produktion irgendwann wegfallen. Wir können 

die zusätzliche Dosis nicht einplanen. Aber jetzt 

wird diese Zusatzdosis gerne genommen. 

Zur Sequenzierung: Wir brauchen weltweit ein 

Sentinel-System und Surveillance-System wie für 

die Grippe bzw. Influenza. Das hat man jetzt noch 

nicht aufgebaut. Das ist nur an einigen Stellen 

vorhanden. Letztendlich werden wir das aber ge-

nau so beobachten müssen. 

Deswegen sind jetzt auch in Deutschland ent-

sprechende Anreize geschaffen worden. Jens 

Spahn bereitet eine Verordnung zur Finanzierung 

dieser Sequenzierung vor, die ja aufwendiger als 

der PCR-Test ist. Es ist vorgesehen, dass das 

entsprechend finanziert wird. Nach meiner Erin-

nerung kann dann für einen gewissen Anteil der 

positiv Getesteten in einem Labor die Sequenzie-

rung durchgeführt werden, und das wird dann 

entsprechend vergütet. 

Unser Landesgesundheitsamt wird auch eine sol-

che Sequenzierung aufbauen. Es kann das be-

reits für andere Bakterien und Viren durchführen, 

etabliert das jetzt für diesen Typ und wird wahr-

scheinlich in zwei, drei Wochen auch solche Se-

quenzierungen anbieten können. Im Moment ist 

die Charité das Nationale Referenzlabor. Das ist 

die einzige Stelle, die im Moment gerade massiv 

gefordert ist, weil jetzt alle Verdachtsfälle an die 

Charité verwiesen werden und dort dann sequen-

ziert wird. Die Humangenomsequenzierung ist ja 

eine universelle Methode und etabliert. Ich habe 

heute mit Herrn Dr. Pulz gesprochen. Es hat sich 

eine besonders schnelle Methode herausgebildet, 

die jetzt alle nutzen. Sie nutzen sie alle in der 

gleichen Art und Weise, um überall gleich verläss-

liche Ergebnisse erzielen zu können. Dabei wird 

auch das LAVES gefragt sein, weil es über eine 

hohe Kompetenz und die Grundvoraussetzungen 

und Grundqualifikationen dafür verfügt, sodass 

wir in Niedersachsen unseren Beitrag dazu leis-

ten können, das mit zu beobachten. Das muss 

aber, wie erwähnt, nicht nur in Niedersachsen, 
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nicht nur in Deutschland, sondern weltweit pas-

sieren, damit man ein Gefühl dafür bekommt, in 

welchem Teil des Genoms Mutationen und Ver-

änderungen sind und was die Ansteckungsfähig-

keit und die Pathogenität ausmacht. 

Die Mutationen sind leider dramatisch und sehr 

besorgniserregend. Erleichternd möchte ich in 

diesem Zusammenhang darauf hinweisen, dass 

die neue RNA-Technologie bei Impfstoffen 

schneller auf Virusmutationen reagieren kann, als 

es bei der bisherigen klassischen Impfstoffherstel-

lung der Fall war. Bei der klassischen Impfstoff-

herstellung - z. B. bei Astra-Zeneca - werden ja 

Teile des Virus in ein abgeschwächtes Affenvirus 

gegeben. Diese Entwicklung ist langsamer. Des-

wegen ist dieser Impfstoff jetzt noch nicht zuge-

lassen. Die Produktion ist aufwendiger. Das Be-

stechende an der RNA-Technologie ist, dass sie 

schneller ist und dass vor allen Dingen das RNA-

Molekül, wenn es erforderlich wäre, modifiziert 

und an eine gegebenenfalls aufgetretene Mutati-

on angepasst werden kann. Dafür ist natürlich 

Entwicklungszeit erforderlich. Das ist aber grund-

legend ein riesiger Schritt nach vorne. Das hat 

meines Erachtens die gesamte Impfstoffentwick-

lung massiv vorangebracht. 

So weit die Fragen, die ich mir notiert habe. 

Abg. Stephan Bothe (AfD): Die Frage nach den 

FFP2-Masken ist auch noch offen. 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): Die Frage, 

ob das Informationsschreiben bzw. Anschreiben 

auch mehrsprachig bzw. in einfacher Sprache 

verschickt wird, haben Sie noch nicht beantwor-

tet.  

Mich interessiert vor allem, woher die Post die 

Adressen der Menschen bekommt, die 80 Jahre 

und älter sind. Muss sie die Adressen kaufen - 

oder hat sie irgendwelche Daten vom Briefträger, 

der weiß, wie alt die Adressaten sind? 

Auch die Frage zu dem Schreiben der Landräte 

zur Impfpriorisierung und zu den Lieferfristen für 

viele Landkreise - nur alle 28 bzw. 31 Tage; das 

betrifft Emden, Wittmund, Holzminden und Del-

menhorst - ist noch offen. 

Ministerin Dr. Reimann (MS): Zu der letzten Fra-

ge: Das ist in der Tat der geringen Einwohnerzahl 

geschuldet. Wenn es einen 975er-Karton mit 

Impfdosen gibt, der lativ zur Gesamtmenge ist, 

dann gibt es für Landkreise, die weniger Einwoh-

ner als andere Landkreise haben, Impfstoff in ei-

nem anderen Lieferrhythmus. 

Wir haben versucht, das Anschreiben so einfach 

wie möglich zu formulieren. Wir werden dieses 

zusätzliche Anschreiben aber nicht noch in ver-

schiedenen Sprachen verschicken. Es gibt aber 

Informationsmaterial im Rahmen der Bundes-

kampagne, das in allen Sprachen und auch in 

leichter Sprache vorhanden ist. Das werden wir 

brauchen - das ist völlig klar -, damit alle, die der 

deutschen Sprache nicht so mächtig sind, ange-

schrieben werden können. 

Zu den FFP2-Masken: Das ist eine neue Debatte, 

die aus Bayern auch mit der Impfpflicht angesto-

ßen worden ist. Wir sind ausgesprochen skep-

tisch, was die Verpflichtung zum generellen Tra-

gen einer FFP2-Maske angeht. Es gibt ja Situati-

onen, in denen wir die Nutzung von FFP2-Mas-

ken empfehlen, insbesondere in Pflegeheimen, 

wenn es einen sehr engen Kontakt gibt. In allen 

anderen öffentlichen Situation sollten die Kontakt-

reduzierung und das Abstandhalten das erste Mit-

tel sein. Wir wollen ja das Gegenüber schützen. 

Dafür ist nach unserer Ansicht das Tragen einer 

OP-Maske, eine Mund-Nase-Bedeckung ausrei-

chend. Der Fachärzteverband hat sich übrigens 

kürzlich noch einmal dafür starkgemacht, dass die 

herkömmlichen OP-Masken, vor allen Dingen 

beim dauerhaften Gebrauch, durchaus ihren Sinn 

und Nutzen hätten. Er hat sogar dagegen ge-

schrieben, dass FFP2-Masken immer und überall 

erforderlich seien. 

Ein anderes Thema ist: Eine FFP2-Maske muss 

auch korrekt getragen werden. Für die Ärzte-

schaft kann man das gewährleisten, z. B. für Bart-

träger aber nicht. Wenn das Tragen einer FFP2-

Maske einen Schutz für die Person gewährleisten 

soll, dann muss sie korrekt bzw. abgedichtet ge-

tragen werden. Das sehen wir nicht. Es gibt eine 

gewisse Übung beim Tragen von Masken. Das 

sehen wir alle jeden Tag. Eine Zeit lang war es 

wirklich skurril, wie die Masken getragen wurden. 

Das sehe ich nicht mehr. Ich glaube, das richtige 

Tragen der Masken hat sich eingebürgert, und al-

le haben jetzt verstanden, dass Mund und Nase 

bedeckt werden müssen. Aber beispielsweise 

Bartträger können eine FFP2-Maske so gut wie 

nicht korrekt tragen, weil die Maske das Gesicht 

nicht gut umschließt. 

Ich glaube, das waren die Antworten. 
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Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): Die Frage 

zur Post! Woher hat die Post die Daten für die 

über 80-Jährigen? 

Ministerin Dr. Reimann (MS): Sie hat die Haus-

halte in ihrer Datenbank. 

MDgt’in Schröder (MS): Die Deutsche Post Di-

rekt GmbH - ein Tochterunternehmen der Deut-

schen Post - hat eigene Datenbanken und hat im 

Vorfeld mit dem für sie zuständigen Landesda-

tenschutzbeauftragten geklärt, dass sie diese Da-

tenbanken auch für ein Mailing der Länder nutzen 

darf. Deswegen steht unten auf der letzten Seite 

in einer Fußnote der Hinweis auf die Daten-

schutz-Grundverordnung. Ein solcher Hinweis ist 

vorgeschrieben, damit der Empfänger dieses 

Schreibens, wenn es sie oder ihn interessiert, er-

kennen kann, wer die Daten verarbeitet hat und 

woher diese Daten stammen. 

In der Tat sind das Datenbanken, die vorhanden 

sind. Das Land selbst bekommt diese Daten 

nicht, sondern wir beauftragen den Postdienstleis-

ter, diese Datenbanken zu nutzen. 

Abg. Uwe Schwarz (SPD): Ich möchte erstens 

eine Richtigstellung zu der Aussage von Herrn 

Bothe machen, die in Richtung Legendenbildung 

ging. Er hat behauptet, ich hätte in einer Presse-

mitteilung verbreitet, dass eine Pflicht zum Tragen 

von FFP2-Masken eingeführt werden soll. Das ist 

eindeutig falsch! Ich habe darauf hingewiesen, 

dass die FFP2-Masken einen größeren Schutz 

bieten und dass dahin gehend eine Empfehlung 

für den ÖPNV und den Einzelhandel sicherlich 

richtig ist. Außerdem habe ich in der Pressemittei-

lung deutlich gemacht, dass ich eine Pflicht für 

FFP2-Masken für den falschen Weg halte. - Ich 

sage das deshalb, weil es das übliche Vorgehen 

von Herrn Bothe ist, durch Verdrehung falsche 

Legenden in die Welt zu setzen. 

Zweitens hätte ich, Frau Ministerin, gerne eine 

klarere Aussage zu den Adressen. Die Aussagen 

vom Landkreistag und vom Städtetag gestern wa-

ren ja sehr heftig. Sie haben zweimal erwähnt, 

dass Sie gestern ein Gespräch mit den kommu-

nalen Spitzenverbänden geführt haben. Vielleicht 

können Sie noch einmal klarstellen, was in die-

sem Gespräch hinsichtlich des Briefes tatsächlich 

verabredet wurde. 

Abg. Burkhard Jasper (CDU): In den stationären 

Einrichtungen wird jetzt geimpft. Es gibt einige 

Heime, die auch betreutes Wohnen haben. Einige 

Personen dort sind über 80 Jahre alt, gehören al-

so zu der ersten Impfgruppe und sind in ihrer Mo-

bilität sehr eingeschränkt. Dem Vernehmen nach 

will das Land aber nicht, dass diese Personen so-

fort mitgeimpft werden. Ich weiß, dass es einen 

Engpass bei der Versorgung mit Impfstoff gibt. 

Trotzdem stellt sich an dieser Stelle aber die Fra-

ge der Effizienz, nämlich ob es sinnvoll ist, diese 

über 80-Jährigen, die ja zur ersten Gruppe gehö-

ren, auszuschließen, zumal sie ja große Proble-

me haben, zu den Impfzentren zu kommen. Ich 

halte dieses Verfahren nicht für sinnvoll. Stimmt 

es wirklich, dass das Land sagt, dass diese Per-

sonen nicht mit geimpft werden sollen? 

Abg. Volker Bajus (GRÜNE): Ich habe zunächst 

eine Frage zum Thema Sprache. Es gibt ein tolles 

Angebot - auch im Internet - in leichter Sprache 

zu allen Aspekten von Coronavirus-Infektionen 

und über den Schutz, aber nicht zum Thema Imp-

fen. Frau Janssen-Kucz hat das gerade schon 

angesprochen. Ich glaube, es reicht nicht aus, auf 

den Bund zu verweisen, sondern wir brauchen 

auch auf Landesebene solche spezifischen An-

gebote zum Thema Impfen. Ich glaube auch, 

dass diese Angebote mehrsprachig gemacht 

werden müssen; denn es gibt viele Leute, die der 

deutschen Sprache nicht hinreichend mächtig 

sind. Es zeigt sich, dass gerade bei dem Thema 

Impfen eine langfristige Vorbereitung gut ist. 

Nach wie vor gibt es keinen zugelassenen Impf-

stoff für Kinder. Was unternimmt das Land, um 

auch für Kinder eine Perspektive zu schaffen? 

Erlauben Sie mir, mit Blick auf die Kinder noch ei-

ne Frage zu stellen. Die Verordnung ist ja kurz-

fristig in Bezug auf die Altersgrenze bei Kindern 

noch einmal geändert worden. Die Grenze bezüg-

lich der Kontaktbeschränkung ist jetzt auf drei 

Jahre verändert worden. Warum ist die Grenze 

bei dem Alter von drei Jahren gezogen worden? 

Ich kann mir auch nicht vorstellen, dass Kinder im 

Alter von vier, fünf oder sechs Jahren alleine auf 

dem Spielplatz unterwegs sind, um den Freund 

oder die Freundin samt Papa oder Mama von ne-

benan oder in der Nachbarschaft zu treffen. Auch 

diese Kinder brauchen doch eine Begleitung. Das 

kommt mir wie eine lebensfremde Altersgrenze 

vor. Warum hat man das nicht wie in anderen 

Bundesländern gemacht? 

Abg. Susanne Victoria Schütz (FDP): Ich habe 

einige Nachfragen. Ich habe schon in der letzten 

Sitzung gefragt, ob es genauere Daten zur Zu-

sammensetzung der Altersgruppen und Gefähr-
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dungsklassen auf den Intensivstationen gibt. Die-

se Frage wurde verneint. Gibt es aber Erkennt-

nisse zum Zeitpunkt der Ansteckung der Patien-

ten auf Intensivstationen? Wird das zurückge-

rechnet, um zu versuchen, ein Bild zu gewinnen? 

Das müsste doch eigentlich im System erfasst 

werden, um beispielsweise herauszufinden, ob 

die Kontakte zu Weihnachten für die Infektion zu-

träglich waren oder nicht. Wird das im Nachhinein 

bzw. zeitnah ausgewertet, ob es in dieser Zeit 

wirklich mehr Kontakte gegeben hat? Kann man 

also die Ansteckungszeitpunkte ermitteln? 

Ich fände es bedauerlich, wenn es keine Angaben 

zum Alter und zu den Patienten auf den Intensiv-

stationen und auch zu der Anzahl der Bewohner 

von Alten- und Pflegeheimen, die auf den Inten-

sivstationen behandelt werden, gäbe. 

Gibt es neue Erkenntnisse zu der Rolle der Schu-

len im Infektionsgeschehen, die wir noch nicht 

kennen? 

Sie haben dargestellt, dass der Bedarf an Se-

quenzierung über das NLGA und das LAVES ab-

gedeckt wird. Gehen Sie davon aus, dass die Ka-

pazitäten dieser beiden Stellen ausreichend sind, 

um den Bedarf in Niedersachsen abzudecken? 

Das Impfen ist das eine, was eine sehr große Be-

deutung hat. Das andere ist die Entwicklung von 

Medikamenten. Jetzt geht ja ein Medikament in 

die klinische Phase. Was ist, wenn das Medika-

ment in der klinischen Phase besteht und eine 

Produktion aufgebaut werden soll? Für die Imp-

fung ist ja viel vorbereitet worden, damit die Impf-

stoffe relativ schnell nach der Genehmigung zur 

Verfügung standen, weil vorher eine Produktion 

aufgebaut worden war. Gibt es auch Gespräche 

bezüglich dieses Medikaments? Es würde ja eine 

Erleichterung bringen, wenn ein Medikament zur 

Verfügung stünde, das schlimme Verläufe redu-

ziert. 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): Ich habe 

noch eine Frage zu den Pflegeeinrichtungen. 

Frau Ministerin hat ausgeführt, dass dann, wenn 

in einer Einrichtung Corona-Fälle sind, dort keine 

Impfungen stattfinden. Das hat aber auch zur 

Folge, dass auch das Personal in dieser Einrich-

tung nicht geimpft wird, sondern auf einen offiziel-

len Termin warten muss. 

Ich hatte in der letzten Woche und auch noch in 

den letzten Tagen sehr viele Kontakte mit Ange-

hörigen, die es nicht nachvollziehen können, dass 

sie ihre Angehörigen nicht mehr besuchen kön-

nen, wenn in einer Einrichtung mit 90 oder mehr 

Bewohnerinnen und Bewohnern ein einzelner 

Corona-Fall auftritt. Das ist also wieder das The-

ma der kompletten sozialen Isolation. Nach mei-

nen Informationen gibt es Einrichtungen, in denen 

man seit Wochen keine persönlichen Kontakte 

mehr zu den Angehörigen hat. 

Ich halte es für wichtig, dass wir uns noch einmal 

mit der Frage befassen, ob diese Praxis sinnvoll 

ist. Es müssen doch Möglichkeiten bestehen, be-

stimmte Etagen zu trennen, sodass Besuchskon-

takte möglich sind. Ansonsten müssen wir im 

Kontext mit dem Pflegegesetz überlegen, wie 

Räumlichkeiten getrennt werden können. Es kön-

nen nicht 100 andere Bewohnerinnen und Be-

wohner in eine soziale Isolation getrieben wer-

den. 

Zu den Impfzentren: Uns ist gesagt worden, dass 

es an der Küste keine Probleme gibt und dass 

man sich auch in einem Impfzentrum in einem 

benachbarten Landkreis impfen lassen kann. 

Stimmt es, dass man aus Wittmund, wo die Impf-

stofflieferungen nur alle 31 Tage kommen, auch 

in ein Impfzentrum in Friesland oder Wilhelms-

haven gehen kann? Was ist mit den Leuten, die 

z. B. im Emsland oder in Osnabrück an der Gren-

ze zu einem anderen Bundesland wohnen? Kön-

nen sie, weil der Weg kürzer ist, auch ein Impf-

zentrum in einem anderen Bundesland aufsu-

chen, wenn sie an der Reihe sind, also wenn sie 

80 Jahre und älter sind? 

Ich habe auch noch zwei Fragen zum sozialen 

Bereich. Es gibt ja viele soziale Härten, was Kin-

der und Jugendliche im Sozialleistungsbezug an-

geht, die zurzeit kein warmes Essen bekommen. 

Ist geplant, das Sozialpaket II zu reaktivieren? 

Gibt es die Möglichkeit, Leistungen aus dem Bil-

dungs- und Teilhabepaket während des Lock-

downs direkt als Geldleistung auszuzahlen? 

Wenn ja: Kann die Landesregierung die Kommu-

nen dabei unterstützen? Das ist, glaube ich, ein 

wichtiges Anliegen; denn die Kinder brauchen ein 

warmes Essen. 

Abg. Volker Meyer (CDU): Ich habe eine ergän-

zende Frage. Zum 31. Januar läuft ja die Verord-

nung zur Krankenhausfinanzierung aus. Gibt es 

schon eine Perspektive, wie es in diesem Bereich 

weitergeht? 

Ferner wird uns ab und zu von Überlastungssitua-

tionen in Tagesbildungsstätten berichtet. Ich weiß 
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nicht, ob das bei Ihnen ankommt. Das liegt eher 

im Bereich des Kultusministeriums. Insofern 

müsste man vielleicht noch einmal über das 

Thema Schulassistenz oder dergleichen reden, 

um dort zu Entlastungen zu kommen. 

Ministerin Dr. Reimann (MS): Ich fange mit der 

Frage zu dem Schreiben und dem Gespräch mit 

dem NLT an. Dieses Gespräch war ja nicht für 

das Schreiben vereinbart worden, sondern wir 

wollten die ersten Erfahrungen zusammentragen, 

die in den Landkreisen und Städten mit den Impf-

zentren gemacht worden sind. In diesem Zusam-

menhang hat der NLT erfreulicherweise und dan-

kenswerterweise eine Blitzumfrage zum Impfstart 

durchgeführt, um die Erfahrungen auszuwerten. 

Natürlich ist auch das Schreiben dabei ein Thema 

gewesen. Wir sind übereinkommen, dass wir un-

ser Wording allen zur Verfügung stellen. Viele der 

Anwesenden waren auch der Meinung, dass es 

nicht schadet, wenn mit zwei und mehr Schreiben 

auf die jeweilige Gruppe zugegangen wird. Denn 

das ist eine sehr unterschiedliche und auch sehr 

heterogene Gruppe. Einige wird man auch mehr-

fach anschreiben müssen und mit mehr Informa-

tionen über verschiedene Kanäle versorgen müs-

sen, um dann wirklich alle gut in die Impfzentren 

zu bringen. 

Das betreute Wohnen, Herr Jasper, ist immer 

wieder ein Thema. Wir haben in der Tat gesagt: 

Solange der Impfstoff so knapp ist, sollte erst 

einmal in den Pflegeheimen geimpft werden. Im 

betreuten Wohnen herrscht ja eine ähnliche Situ-

ation, als wenn jemand zu Hause lebt und ge-

pflegt wird. Dort gibt es weniger Kontakte und 

Gott sei Dank ein geringes Risiko. Wir wollen 

aber auch diese Menschen im Alter von 80 Jah-

ren und älter jetzt zügig mitimpfen. Sie sind ja 

deshalb im betreuten Wohnen, weil sie meistens 

noch ganz gut zurecht sind und nur geringe Hilfe 

und Unterstützung brauchen, nicht bettlägerig 

sind und deswegen noch mobil sind. Alle Unter-

stützungen, die es dort gibt, habe ich ja schon 

angesprochen. 

Herr Bajus, die leichte Sprache werden wir auch 

in unserer Kampagne aufnehmen. 

Der Impfstoff für Kinder ist ein Riesenthema. Die 

Impfstoffe, die im Moment verimpft werden, sind 

für Kinder nicht zugelassen. Sie sind nur für Er-

wachsene zugelassen. Studien an Kindern durch-

zuführen, ist an sehr hohe ethische Anforderun-

gen geknüpft; denn Kinder gehören zu den nicht 

einwilligungsfähigen Personen. Von daher liegt 

der Schutzstandard bei ihnen noch einmal höher. 

Das Vorgehen ist immer - so wie auch bei dem 

jetzt gewählte Vorgehen -, zunächst mit Proban-

den zu arbeiten, die selbst einwilligungsfähig 

sind. Bei Impfungen geht es ja auch immer um 

gesunde Personen. Eine andere Situation ist es, 

wenn sich eine erkrankte Person für eine Studie 

zur Verfügung stellt, weil es für diese Erkrankung 

bisher kein Medikament gibt. Das ist eine andere 

Situation. Wenn man mit gesunden Probanden 

eine entsprechende Studie durchführen will, muss 

man hohe ethische Kriterien erfüllen. Deshalb 

geht es immer erst einmal um die Erwachsenen 

und dann um die Kinder. Das wird aber jetzt in 

weiteren Studien erprobt und getestet. Das Paul-

Ehrlich-Institut wird dazu Studien auflegen. 

Ein anderes großes Thema in diesem Zusam-

menhang, das sicherlich auch bei Ihnen häufig 

aufkommt, ist: Was ist mit jungen Frauen, die 

schwanger werden wollen? Auch das Thema Imp-

fung und Schwangerschaft bedarf noch vertiefter 

Untersuchungen. Diese Studien werden jetzt 

auch aufgelegt. 

Zu der Altersgrenze von drei Jahren: Wir haben 

uns sehr an den MPK-Beschluss gebunden ge-

fühlt. Gleichzeitig hatten wir eine Vielzahl von 

Rückmeldungen, nach denen gerade Kinder in 

diesem Alter Betreuung benötigen. Sie alle ken-

nen die lebenspraktischen Situationen von Allein-

erziehenden, beim Bringen der Kinder zur Kita 

und beim Abholen der Kinder von der Kita usw. 

Ich finde, über die FAQs ist dazu jetzt auch eine 

lebenspraktischere Lösung gefunden worden. 

Zu dem Alter der Patienten auf den Intensivstati-

onen haben wir keine genauen Zahlen. Meines 

Wissens haben wir ab und an Zahlen zu dem Al-

ter der Patienten in verschiedenen Alterskohorten 

erhoben. Daran sieht man, dass die Wahrschein-

lichkeit, dass man schwerer erkrankt, leider mit 

dem Alter zunimmt und dass es leider auch mit 

dem Alter zunimmt, dass man überhaupt erkrankt. 

Vor allen Dingen haben wir auch keine Auflösung 

dahin gehend, wo die Leute gewohnt haben, also 

ob sie in einer stationären Einrichtung waren. Für 

die medizinische Behandlung ist es ja nicht von 

Belang, wo ein Patient vor der Behandlung ge-

wohnt hat. Deswegen haben wir darüber keine 

Daten. 

Was die bedarfsgerechte Sequenzierung angeht, 

werden LAVES und NLGA einen Beitrag leisten. 

Über die Verordnung des Bundes wird aber auch 

die Möglichkeit bestehen, dass auch private La-



Seite 22 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung - 103. Sitzung am 14. Januar 2021 (öffentlich) 18. WP 

bore das machen, die es sich zutrauen; das ist ja 

ein hoher Standard. Man muss auch sagen: Wir 

haben ja eine Laborlandschaft, die nicht nur eine 

hohe Quantität, sondern auch eine hohe Qualität 

hat. Das haben die Labore mit der Hochskalie-

rung der PCR-Tests unter Beweis gestellt. Inso-

fern werden sicherlich etliche Labore dann auch 

die Vollsequenzierung anbieten. Dann hat man 

natürlich noch mehr Kapazitäten. 

Die Thematik Therapie mit Antikörpern wäre noch 

einmal ein eigenes Feld. Meines Wissens sind ein 

amerikanisches und ein kanadisches Antikörper-

präparat zur Behandlung zugelassen. In Braun-

schweig existiert eine Firma, die seit vielen Jah-

ren über eine hohe Expertise für humanisierte An-

tikörper verfügt. Sie hat jetzt auch Kandidaten 

identifiziert, die zur Behandlung geeignet sind. 

Das geht jetzt in eine klinische Studie. Eine Vor-

studie wurde schon durchgeführt. Das HZI in 

Braunschweig hat gemeinsam mit dem Fraunhof-

er-Institut eine GMP-Produktion - also eine Good-

Manufacturing-Practice-Produktion -, sodass Prüf-

präparate von Antikörpern hergestellt werden 

können. Die Antikörperproduktion ist ein sehr 

spezielles Thema. Aber auch in diesem Feld gibt 

es große Firmen, die in den letzten 20 Jahren Er-

fahrungen gewonnen haben. Die ersten antikör-

perbasierten Präparate bzw. Therapeutika sind 

ungefähr 20, 25 Jahre alt. Diese Präparate wur-

den z. B. gegen rheumatoide Arthritis und chro-

nisch entzündliche Darmerkrankungen ange-

wandt. Sie haben sich vor allen Dingen im onko-

logischen Bereich stark durchgesetzt. Das sind 

sehr teure Präparate. Wenn diese Therapie tat-

sächlich zum Erfolg führt - es gibt ja Hinweise da-

rauf, dass das funktioniert -, dann wird man das 

hochskalieren können. Wichtig ist - das scheint 

sich immer mehr herauszustellen -, relativ früh mit 

der Behandlung zu beginnen. Eines der Präpara-

te, die immer genannt werden, ist Remdesivir. Es 

gibt auch noch ein paar andere in der Entwick-

lung. 

Zu den Fragen von Frau Janssen-Kucz: Die BuT-

Thematik muss auf Bundesebene geregelt und 

gelöst werden, wenn ermöglicht werden soll, dass 

BuT-Anteile wieder anders ausgezahlt oder an-

ders administriert werden sollen.1 

                                                
 
1 Mit E-Mail vom 18.01.2021 hat das Ministerium für 

Soziales, Gesundheit und Gleichstellung dazu ergän-
zend Folgendes mitgeteilt: 
„Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Ergän-
zend zur Antwort von Frau Ministerin Dr. Reimann auf 

Zu dem Thema Infektionen in Heimen: Es ist so, 

dass viele nicht in Heimen impfen, in denen Infek-

tionen aufgetreten sind. Das muss aber nicht so 

sein. Das jeweilige Gesundheitsamt vor Ort kann 

sich das sehr differenziert anschauen, weil einige 

Einrichtungen ja durchaus in der Lage sind, Stati-

onen zu separieren. Das heißt, auch alle Beschäf-

tigten könnten geimpft werden. Es gibt sogar die 

Idee der Abriegelungsimpfung, nämlich dann, 

wenn in einer Einrichtung eine Infektion auftritt, 

dort zu impfen, um die Ausbreitung zu stoppen. 

Das ist etwas, was noch nicht empfohlen wird, 

was wir dem Robert Koch-Institut jetzt als Aufga-

be noch einmal mitgeben, um eine entsprechen-

de Beurteilung zu bekommen. Aber es ist auf je-

den Fall möglich, wenn das Gesundheitsamt das 

Geschehen vor Ort differenziert anschaut, auch in 

solchen Einrichtungen zu impfen. Das bietet dann 

übrigens auch die Möglichkeit, dass man nicht 

ewig warten muss und dass alle Bewohnerinnen 

und Bewohner in den Einrichtungen hoffentlich 

schnell geimpft werden. Ziel ist es ja, dass das 

schnell geht. Wir haben ja den Gedanken, dass 

man Ende Januar, Mitte Februar in den Einrich-

tungen tatsächlich Schutz hat. 

Zum Thema Besuch: Wenn eine Infektion abge-

schirmt werden kann und wenn das differenziert 

in der Einrichtung geregelt werden kann, dann 

muss sie nicht Auslöser dafür sein, dass in der 

Einrichtung gar kein Besuch mehr stattfinden 

kann. Das muss aber in der Einrichtung vor Ort 

genau besprochen werden.  

                                                                         
 
die Frage zur Mittagsverpflegung für bedürftige Kinder 
aus dem Bildungs- und Teilhabepaket in Coronazeiten 
im Rahmen der Unterrichtung in der Sitzung des 
AfSGuG am 14.01.2021 teile ich mit: Der Bundesge-
setzgeber hat die Notwendigkeit, die Mittagsverpfle-
gung hilfebedürftiger Schülerinnen, Schüler und Kinder 
auch bei einer pandemiebedingten Schließung der Kin-
dertagesstätten, Kindertagespflege und Schulen über 
das sogenannte Bildungspaket sicherzustellen, er-
kannt. Vor diesem Hintergrund wurden die Möglichkei-
ten der Teilnahme an einer kostenfreien Mittagsver-
pflegung nach dem Bildungs- und Teilhabepaket – vor-
erst befristet bis zum 31.03.2021 – erheblich erweitert. 
So kommt es nun auf die Gemeinschaftlichkeit der Mit-
tagsverpflegung sowie die Erbringung in schulischer 
Verantwortung nicht mehr an und es werden auch die 
Kosten für die Lieferung des Essens übernommen. 
Obergrenze bleibt jedoch der zuvor anerkannte Preis je 
Mittagessen. Für den Fall, dass während der Pandemie 
keine Auslieferung erfolgen kann, hat der Bundesge-
setzgeber jedoch keine Auszahlung des Gegenwertes 
vorgesehen, zumal der vollständige Lebensmittelbedarf 
bereits im Regelsatz des jeweiligen Kindes enthalten 
und abgedeckt ist.“ 
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Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): Den Besu-

chern wird gesagt: In der Verordnung steht, wenn 

ein Infektionsfall auftritt, ist das Heim dicht. 

Ministerin Dr. Reimann (MS): Das steht aber 

nicht in der Verordnung, wenn man lesen kann. 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): Ich bitte 

noch einmal um eine Klarstellung. 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD): Ich bitte jetzt 

darum, Frau Dr. Reimann ausführen zu lassen. 

Danach darf dann ja noch einmal darauf einge-

gangen werden. 

Ministerin Dr. Reimann (MS): Das steht nicht in 

der Verordnung. Es steht sogar darin, dass man 

das Besuchsrecht nicht unangemessen ein-

schränken kann und dass es nur bei Infektionsfäl-

len überhaupt eingeschränkt werden darf. Es 

steht nicht andersherum darin, dass dann, wenn 

ein Infektionsfall auftritt, nicht mehr besucht wer-

den darf. Man muss also wirklich die Situation vor 

Ort betrachten. Wenn das natürlich eine ganz 

kleine Einheit ist und alle Kontakt mit allen haben, 

dann ist es nicht sinnvoll, Besuche zuzulassen. 

Zu der Frage zur freien Wahl des Impfzentrums: 

Das ist in der Tat so. Wir stellen das anheim und 

frei, wenn jemand einen schnelleren oder kürze-

ren Weg zu einem anderen Impfzentrum hat. Das 

geht nicht nur über Landkreisgrenzen, sondern 

auch über Bundeslandgrenzen hinweg. In der An-

fangszeit hat das sogar für Unmut zwischen Ba-

den-Württemberg und Rheinland-Pfalz gesorgt, 

weil es hieß: „Hier lassen sich Pfälzer impfen.“ Ich 

glaube, am Anfang wird dieses Thema nicht so 

groß sein; denn bei der Impfung gibt es nicht sehr 

viele reisefreudige Leute im Alter von 80 plus. 

Deswegen haben wir das ermöglicht. Es kann ja 

sein, dass die Impfzentren so liegen, dass das 

Impfzentrum im benachbarten Landkreis näher 

ist. Dann kann man auch dorthin gehen. 

Demnächst haben wir ja zwei Impfstoffe. Den 

Moderna-Impfstoff haben wir vor allen Dingen 

eingesetzt, um Krankenhauspersonal zu impfen. 

Er wird in Zukunft auch in Impfzentren verimpft. 

Es kann auch sein, dass sich Menschen lieber in 

einem Impfzentrum impfen lassen wollen, in dem 

der Moderna-Impfstoff verimpft wird, als in einem 

Impfzentren, das den Pfizer-BioNTech-Impfstoff 

verimpft. Ich glaube, es wird auch noch eine De-

batte über die unterschiedliche Wirksamkeit der 

Impfstoffe, die Verträglichkeit usw. geben, wenn 

wir erste Erfahrungen haben. Wenn man sich 

auch in der Hausarztpraxis impfen lassen kann, 

wird dieser Weg wahrscheinlich von dem einen 

oder anderen bevorzugt werden, als den Weg ins 

Impfzentrum anzutreten. 

Zur Überlastung der Tagesbildungsstätten kann 

ich nichts sagen. Bisher ist mir dazu keine einzige 

Anzeige bekannt. Wenn so etwas vorkommt, wä-

re das aber an das MK zu richten. 

Die Kapazitäten in den Krankenhäusern beobach-

ten wir sehr genau. IVENA habe ich immer als 

sehr gut empfunden. Am Anfang der Pandemie 

haben wir recht fix ein COVID-Modul in IVENA 

eingeführt, sodass wir die belegten Betten und 

die freien Kapazitäten für COVID sehen können. 

Im Moment haben wir eine etwas stärkere bzw. 

aufwachsende Belegung, aber durchaus noch 

freie Kapazitäten. Bisher haben wir keine Anzei-

gen, außer den Hinweis heute von der MHH, dass 

das Geschehen insgesamt anzieht. Verabredung 

ist, dass, wenn es erforderlich ist, binnen 24 Stun-

den weitere Kapazitäten aufgebaut werden. Von 

daher sehe ich es im Moment nicht als erforder-

lich an, daran etwas zu ändern oder Dinge anders 

einzuführen. 

Es gibt Bescheide, was die Refinanzierung von 

freigehaltenen Kapazitäten angeht. Wir sind im-

mer noch in Verhandlungen mit dem Bund, das 

für die Krankenhäuser anders, einfacher und 

besser auszustatten. Das ist die andere Krux. Im 

Moment gibt es Einzelbescheide für die jeweiligen 

Krankenhäuser. 

Abg. Volker Meyer (CDU): Ich habe eine Nach-

frage zu dem letzten Bereich. Das heißt, es wird 

eine Neuregelung für die Freihaltepauschale viel-

leicht analog zur ersten Regelung angestrebt, die 

wir im Frühjahr 2020 hatten? Die alten Verpflich-

tungen laufen ja per 31. Januar aus. 

Ministerin Dr. Reimann (MS): Wir wollen alles 

einfacher haben, weg von den Inzidenzen. Das ist 

eine zu schwankende, nicht administrierbare und 

auch für die Krankenhäuser überhaupt keine ver-

lässliche Grundlage. Außerdem ist die Höhe 

schlicht nicht ausreichend. Das wird ja uns allen 

permanent gespiegelt. Diese Einschätzung teilen 

wir auch. 

Das, was im Frühjahr zu pauschal und an einigen 

Stellen zu großzügig war, ist jetzt an der Stelle 

viel zu viel Erbsenzählerei und sehr schwer zu 

administrieren; denn das bedeutet, dass wir das 



Seite 24 Ausschuss für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung - 103. Sitzung am 14. Januar 2021 (öffentlich) 18. WP 

den einzelnen Häusern per Einzelbescheid bewil-

ligen müssen.  

Abg. Gudrun Pieper (CDU): Ich muss noch ein-

mal auf das Schreiben der Frau Ministerin zu-

rückkommen. Ich teile Ihre Meinung, dass auf 

mehreren Kanälen auf die Impfung aufmerksam 

gemacht und auch für eine hohe Akzeptanz und 

hohe Erreichbarkeit gesorgt werden muss. 

Sollte aber nicht eher auf Kanäle wie z. B. Post-

wurfsendungen zurückgegriffen werden, wenn 

man gezielt bestimmte Altersgruppen wie die über 

80-Jährigen oder später die über 70-Jährigen an-

sprechen will? Denn wir wissen ja aus der Ver-

gangenheit, z. B. aus den Wahlkämpfen, dass 

dieses Adressenmaterial auch eine hohe Fehler-

quelle hat. 

Insofern rege ich an, darüber nachzudenken, die-

se Informationen, die Sie uns heute Morgen als 

Entwurf gegeben haben, als allgemeine Informa-

tionen als Postwurfsendung für alle Haushalte zur 

Verfügung zu stellen, also unabhängig von den 

Altersgrenzen 80 Jahre, 70 Jahre und 60 Jahre. 

Die gezielten Anschreiben sollten eher den Kom-

munen überlassen werden; denn sie haben ers-

tens verlässliches Adressmaterial und haben sich 

zweitens auch bereit erklärt, das mit zu überneh-

men. Ich glaube, das wäre genau der richtige 

Weg. 

Es ist vollkommen richtig, mehrere Kanäle zu nut-

zen. Anders geht es nicht. Dann muss man auch 

auf Funk und Fernsehen usw. zurückgreifen. 

Denn die Fehlinformationen werden ja immer 

ganz schnell gestreut. 

Insofern kann ich das nur unterstützen, dass Sie 

Informationen umfangreich weitergeben wollen. 

Meiner Auffassung nach wäre es aber der besse-

re Weg, die allgemeinen Informationen seitens 

des Ministeriums und die gezielten Informationen 

seitens der Kommunen herauszugeben. Ich glau-

be, dann haben wir schon eine ganze Menge er-

reicht. 

Ich rege also an, die allgemeinen Informationen 

nicht als Flyer, sondern als Postwurfsendung mit 

Briefumschlag zu verschicken, damit die Briefe 

erst einmal geöffnet und dann auch gelesen wer-

den. Ich glaube, dann ist das Land Niedersach-

sen gut aufgestellt. Anderenfalls befürchte ich, 

dass das mehr zur Verwirrung beiträgt. 

Abg. Susanne Victoria Schütz (FDP): Meine 

erste Frage knüpft an dem Bereich an, den Frau 

Pieper gerade angesprochen hat. Es gibt ja jetzt 

die Schwierigkeit, dass das Land datenschutz-

rechtlich nicht auf die Daten zugreifen kann. Hätte 

man für diesen Sonderfall nicht eine gesetzliche 

Regelung treffen können? Sehen Sie dafür keine 

Chance? Dieses Problem wird sich ja auch bei 

dem Versand an die über 70-Jährigen und dann 

noch einmal an die über 60-Jährigen stellen.  

Meine zweite Frage knüpft an das an, was der 

Kollege Meyer gerade gesagt hat. Diese Freihal-

teproblematik war ja im Sommer ein bisschen an-

ders eingespielt. Dabei ging es um die Größe des 

Krankenhauses, aber auch um die Ausrichtung 

des Krankenhauses, z. B. darum, wie viele ortho-

pädische oder internistische Eingriffe usw. vorge-

nommen werden. Dabei gab es ja fünf Stufen. 

Gehen die Überlegungen für die neue Regelung 

wieder in diese Richtung? 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE): Ich habe 

noch eine perspektivische Frage angesichts des 

aktuellen Höchststandes der Infektionen, vor al-

lem der Todesfälle: Hält die Landesregierung eine 

Verschärfung des Lockdowns für notwendig und 

auch unausweichlich, oder wie ist Ihre Einschät-

zung? 

Abg. Petra Joumaah (CDU): Nach dem Entwurf 

Ihres Schreibens müssen die älteren Bürgerinnen 

und Bürger, wenn sie gesundheitsbedingt auf ei-

nen Einzeltransport angewiesen sind, den Haus-

arzt ansprechen und sich einen Transportschein 

geben lassen, dann bei der Krankenkasse anru-

fen, um zu klären, ob die Kosten von der Kran-

kenkasse übernommen werden, und dann, wenn 

das nicht der Fall ist, im Impfzentrum die Trans-

portrechnung und die eigene Kontonummer an-

geben, damit die Kosten vom Land erstattet wer-

den können. - Das sollte man sich in der Praxis 

nicht zu leicht vorstellen! Schon der Weg zum 

Hausarzt ist, glaube ich, ein unnötiger Weg und 

unnötiger Kontakt. Wenn man heutzutage bei der 

Krankenkasse anruft, dann landet der Anruf nicht 

direkt bei einem Sachbearbeiter, sondern ertönt 

eine automatische Ansage, nach der man dann je 

nachdem, was man möchte, eine bestimmte 

Nummer wählen soll. Ich meine, dass damit der 

eine oder andere mächtig überfordert wird, und 

würde mir wünschen, dass das Land vorher die 

Kostenübernahme klärt. 

Ministerin Dr. Reimann (MS): Ich möchte zu-

nächst zur Kommunikation sagen, dass wir mehr-

gleisig fahren werden. Das ist ja eine allgemeine 
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Information. Diese werden wir auch allgemein zur 

Verfügung stellen. 

Das ist kein Flyer, der jetzt mit der Post verschickt 

wird, sondern das ist ein Brief, ein richtiges An-

schreiben. Das wird natürlich durch das ergänzt 

werden, was die Kommunen schreiben werden. 

Diese Informationen, die wir Ihnen gegeben ha-

ben, werden wir auch in das Internet stellen und 

vielleicht auch als Aushänge nutzen. Wir sind 

diesbezüglich in Gesprächen. Genau dieses Wis-

sen muss allgemein verfügbar sein. 

Wir sprechen gerade mit den Krankenkassen 

auch über die Fahrten, die Kommunikation, das 

Impfen, Impfstoffe und Impfverfahren. Das alles 

werden wir mit den Krankenkassen noch einmal 

besprechen. Wir führen auch darüber Gespräche, 

wie wir die Informationen auch über ihre Kanäle 

verbreiten können. Wir nutzen alle Kanäle, die wir 

haben, und versuchen über verschiedene Mög-

lichkeiten, die Informationen an die Leute heran-

zutragen. Wenn es irgendwie geht, werden wir 

auch Funk und Fernsehen nutzen, sodass alle 

Medien bzw. Medienformate angesprochen wer-

den. 

Je nach Altersgruppe, die wir ansprechen, wer-

den sich die Informationen verändern. Wir werden 

ja in verschiedenen Wellen kommunizieren. Diese 

Informationen sind ja nicht statisch. Es müssen ja 

nicht nur die verschiedenen Gruppen informiert 

werden, sondern es werden sich auch immer 

wieder neue Dinge ergeben: neue Impfstoffe, die 

dazukommen, und das Verfahren und die Infor-

mation, wer zusätzlich impft, in diesem Fall die 

Hausärzte. Das alles muss ja nach und nach ent-

sprechend dazugeführt werden. 

Zu den Krankenhäusern: Ich gehe davon aus, 

dass eine gestufte Struktur abhängig von der Not-

fallstufe eines Krankenhauses bestehen bleibt - 

wir haben ja jetzt die Stufen 1, 2 und 3 -, aber un-

abhängig von den Inzidenzen - das ist ein wichti-

ger Punkt - und etwas auskömmlicher vor allen 

Dingen für die Häuser der Maximalversorgung. 

Das ist im Übrigen auch schon im Sommer ein 

Problem gewesen, weil immer nur die UMG, die 

MHH und eine Fachklinik im Westen unseres 

Landes die höchste Erstattungsstufe erhalten ha-

ben. Für die Häuser der Maximalversorgung war 

das nicht ausreichend. Diese Debatten werden 

auch in anderen Ländern geführt. Das ist nicht 

nur bei uns ein Thema. 

Die grundsätzliche Frage lautet: Reicht das, was 

wir hier jetzt tun? - Das werden wir in den nächs-

ten Tagen genau beobachten müssen. Wir se-

hen, dass die Infektionszahlen nicht sinken. Mit 

der Verschärfung der Corona-Maßnahmen müss-

ten die Infektionszahlen ja eigentlich herunterge-

hen. Das war das Ziel. Diese Maßnahmen sind ja 

eigentlich eine Zumutung. Wir haben gerade auch 

über die Kinder und die Verschärfung der Kon-

taktbeschränkung auf eine weitere Person ge-

sprochen. Das werden wir beobachten müssen. 

Dann wird man in der Tat noch einmal darüber 

sprechen müssen - das passiert ja schon -: Was 

ist der Anteil der Schule und der Bildung? - Ich 

finde, da ist schon ein ganz erheblicher Anteil ge-

leistet worden. 

Das andere ist die Arbeitswelt. Wir haben schon 

darüber gesprochen, das Homeoffice noch stär-

ker auszuweiten und wirklich stärker zu nutzen. 

Ich glaube, das muss das Ziel sein. Darüber wird 

ja jetzt zwischen den Ländern und dem Bund dis-

kutiert. 

Man muss aber auch sagen: Wir sind nicht allei-

ne. Auch Länder, die uns bis vor Kurzem und zum 

Teil auch jetzt noch als leuchtende Beispiele vor-

gehalten worden sind bzw. werden - sei es Irland, 

sei es Israel -, haben Lockdown-Bedingungen, zu 

denen wir nicht greifen möchten. Von daher hoffe 

ich persönlich sehr, dass sich in den kommenden 

Tagen das Bild noch verändert. Ich hoffe außer-

dem sehr, dass es uns gelingt, solange wie mög-

lich - man wird es nie ganz verhindern können - 

eine weite, flächendeckende Verbreitung der Vi-

rusmutanten zu verhindern, indem diese Kontakt-

beschränkungen jetzt wirklich eng eingehalten 

werden. Denn anderenfalls würde die Situation - 

da bin ich leider wieder bei den unersprießlichen 

und unerfreulichen Eingangsbemerkungen - noch 

sehr verschärft. 

Zu dem Zugriff auf die Meldedaten: Eine Klarstel-

lung auf Landesebene in Bezug auf den Zugriff 

auf die Meldedaten und eine entsprechende An-

passung des Bundesmeldegesetzes wären hilf-

reich. Im Moment sind im Bundesmeldegesetz die 

Bedingungen und Zwecke ganz klar vorgegeben, 

wofür diese Daten genutzt werden können. Der 

Datenschutz hat nun mal in Deutschland einen 

hohen Standard und stellt ein hohes Ansinnen 

dar. Das ist auch nachvollziehbar. 

Vors. Abg. Holger Ansmann (SPD): Herzlichen 

Dank, Frau Ministerin, für die Unterrichtung, für 
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die Beratung und für die Beantwortung aller nicht 

immer leichten Fragen in dieser Zeit. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Flächendeckende Informationskampagne zur 

Corona-Schutzimpfung erforderlich 

Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion der 

CDU - Drs. 18/8285 

direkt überwiesen am 12.01.2021 

AfSGuG 

 

Einbringung und Beratung des Antrags 

Abg. Uwe Schwarz (SPD) legte dar, im Rahmen 

der Unterrichtung und Aussprache unter dem 

TOP 1 sei deutlich geworden, dass eine Informa-

tionskampagne seitens des Landes sozusagen 

auf allen Kanälen notwendig sei, zumal sicherlich 

alle Abgeordneten ebenso wie alle staatlichen 

Behörden zurzeit massiv von den Bürgerinnen 

und Bürgern nach dem weiteren Verfahren und 

danach befragt würden, wann sie mit der Impfung 

an der Reihe seien. Vor diesem Hintergrund ziele 

der Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU 

darauf, die Impfkampagne, an der die Landesre-

gierung bereits arbeite, seitens des Landtags zu 

unterstützen. 

Er, Schwarz, gehe davon aus, dass über dieses 

Ziel zwischen allen Fraktionen Einvernehmen be-

stehe. Insofern sollte die Beratung des Antrags in 

der heutigen Sitzung abgeschlossen werden, um 

eine zeitnahe Beschlussfassung im Landtag zu 

ermöglichen. 

Abg. Volker Meyer (CDU) fügte hinzu, die Frakti-

onen der CDU und der SPD hätten mit ihrem An-

trag auch die Diskussion in der Sitzung des Aus-

schusses am 7. Januar 2021 aufgegriffen. Viele 

Bürgerinnen und Bürger seien nicht nur interes-

siert zu erfahren, wann sie geimpft würden, son-

dern hätten auch einen Informationsbedarf z. B. 

hinsichtlich der mit der Impfung verbundenen Ri-

siken. Den Druck vor Ort bekämen sicherlich alle 

politisch Verantwortlichen zu spüren. Insofern 

sollte die Beratung des Antrags bereits in der 

heutigen Sitzung des Ausschusses abgeschlos-

sen werden, um den Antrag in der nächsten Ple-

narsitzung zu beschließen. 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) erklärte, 

dass sie die Intention des Antrags unterstütze, die 

Landesregierung um eine flächendeckende In-

formationskampagne zur Corona-Schutzimpfung 

zu bitten, zumal ein hoher Informationsbedarf in-

nerhalb der Bevölkerung bestehe und allgemein 

große Unzufriedenheit über die vermeintliche In-

formationskampagne auf Bundesebene herrsche, 

über die man im Grunde genommen nur durch ei-

ne eingehende Recherche im Internet etwas fin-

den könne. Insofern sei es wichtig, dass die In-

formationskampagne des Landes niedrigschwel-

lig, in leichter Sprache und mehrsprachig erfolge, 

und den Antrag in diesem Sinne zu konkretisie-

ren. 

Abg. Volker Meyer (CDU) merkte an, Ziel sei es, 

dass von der Informationskampagne des Landes 

alle erreicht würden. Die Ministerin habe sich be-

reits in dieser Richtung geäußert. Insofern plädie-

re er dafür, den Antrag in der heutigen Sitzung 

des Ausschusses in der vorliegenden Fassung zu 

beschließen. Die Erwartungen an dessen Umset-

zung könnten dann im Rahmen der abschließen-

den Beratung im Plenum zum Ausdruck gebracht 

werden. 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) bekräftigte 

ihren Vorschlag, die Beschlussempfehlung an 

den Landtag dahin gehend zu konkretisieren, 

dass die Informationskampagne des Landes nied-

rigschwellig, in leichter Sprache und mehrspra-

chig erfolgen sollte. In diesem Fall würde die 

Fraktion der Grünen zustimmen. Anderenfalls 

würde sie sich bei der Abstimmung in der heuti-

gen Ausschusssitzung enthalten, aber könne sie 

schon ihre Zustimmung signalisieren, wenn die 

Koalitionsfraktionen bis zur abschließenden Bera-

tung im Landtag doch noch zu einer Ergänzung 

des Entschließungstextes bereit wären. 

 

Beschluss 

Im Ausschuss bestand Einvernehmen, die Bera-

tung des Antrags in der heutigen Sitzung abzu-

schließen. Der Ausschuss empfahl dem Landtag, 

den Antrag in unveränderter Fassung anzuneh-

men. 

Zustimmung: SPD, CDU  

Ablehnung: - 

Enthaltung: GRÜNE, FDP 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08285.pdf
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Tagesordnungspunkt 3: 

Endlich die Hälfte der Macht den Frauen! - En-

quetekommission für ein niedersächsisches 

Paritätsgesetz rasch einsetzen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/7354 

erste Beratung: 83. Plenarsitzung am 15.09.2020 

federführend: ÄR 

mitberatend gem. § 28 Abs. 4 i. V. m. § 39 Abs. 3 

Satz 1 GO LT: AfSGuG 

zuletzt beraten: 100. Sitzung am 03.12.2020 

 

Mitberatung 

Unter Hinweis darauf, dass die interfraktionellen 

Gespräche über diesen Antrag noch nicht abge-

schlossen seien, bat Abg. Dr. Thela Wernstedt 

(SPD) darum, die abschließende Mitberatung zu-

rückzustellen. 

 

Weiteres Verfahren 

Der Ausschuss stellte die abschließende Mitbe-

ratung zurück. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/07001-07500/18-07354.pdf
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Tagesordnungspunkt 4: 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der 

Auflösung der Pflegekammer Niedersachsen 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/8244 

direkt überwiesen am 04.01.2021 

federführend: AfSGuG  

mitberatend: AfRuV  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 GO LT:  

AfHuF 

Einbringung des Gesetzentwurfs 

AL’in Dr. Schirrmacher (MS): Im Hinblick auf die 

vorangeschrittene Zeit werde ich meine Ausfüh-

rungen zur Einbringung des Gesetzentwurfs, die 

ich mir eigentlich vorgenommen hatte, etwas ab-

kürzen. 

Allen ist klar: Die Pflegekammer ist mit der Befra-

gung der Kammermitglieder auf den Prüfstand 

gestellt worden mit dem klaren Ergebnis, dass sie 

aufgelöst werden soll. Um das umzusetzen, muss 

die Auflösung mit einem entsprechenden Gesetz 

in die Wege geleitet werden. 

Der Artikel 1 des Gesetzentwurfs bestimmt die 

Auflösung der Pflegekammer. 

Mit den Regelungen in Artikel 2 wird sicherge-

stellt, dass Aufgaben, die auf die Pflegekammer 

übertragen worden sind, auf das Land zurück-

übertragen werden, um die Aufgabenwahrneh-

mung weiterhin sicherzustellen. 

Mit Artikel 3 wird eine redaktionelle Änderung des 

Niedersächsischen Krankenhausgesetzes vorge-

nommen, weil in diesem Gesetz die Pflegekam-

mer genannt wird. Wenn die Pflegekammer auf-

gelöst wird, muss die entsprechende Regelung 

insofern gestrichen werden. 

Nach Inkrafttreten des Gesetzes hat die Pflege-

kammer sechs Monate Zeit, um sich aufzulösen 

und alle noch notwendigen Maßnahmen zur Ab-

wicklung vorzunehmen. Damit wird auch die Pfle-

gekammer von den Selbstverwaltungsaufgaben 

entbunden. 

Wenn nach der Auflösung der Pflegekammer 

noch irgendwelche Verpflichtungen abzuwickeln 

sind oder noch Tätigkeiten übrig bleiben, werden 

sie vom Land übernommen.  

Beratung, Verfahrensfragen 

Abg. Uwe Schwarz (SPD) ging davon aus, dass 

die Vorgeschichte dieses Gesetzentwurfs bekannt 

sei ebenso wie das Ergebnis der zweiten Befra-

gung der Mitglieder der Pflegekammer, nach dem 

sie die Pflegekammer ablehnten. Vor diesem Hin-

tergrund spreche er sich dafür aus, den Gesetz-

entwurf zügig zu beraten. 

Der Abgeordnete schlug vor, zu dem Gesetzent-

wurf eine schriftliche Anhörung durchzuführen. 

Im Rahmen der Beratung sollte auch eine Klärung 

bezüglich der Ethikkommission bei der Pflege-

kammer herbeigeführt werden, die gute Arbeit 

leiste und weiter bestehen bleiben sollte. Auch 

die Frage der Weiterbildungsordnung und Be-

rufsordnung werde im Rahmen der Beratung des 

Gesetzentwurfs einer Klärung zugeführt werden 

müssen. 

Abg. Susanne Victoria Schütz (FDP) bat darum, 

dem Ausschuss auch die Berufsordnung zur Ver-

fügung zu stellen, die die Pflegestimme e. V. ihrer 

Stellungnahme im Anhörungsverfahren der Lan-

desregierung beigefügt habe. 

Ferner bat sie darum, dem Ausschuss auch das 

Ergebnis der Umfrage der Pflegekammer zu der 

Berufsordnung zur Verfügung zu stellen, die nach 

ihren Informationen am 10. Januar 2021 beendet 

worden sei. 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) war mit dem 

Vorschlag einverstanden, zu dem Gesetzentwurf 

eine schriftliche Anhörung durchzuführen. 

Die Abgeordnete bat für die Beratung des Ge-

setzentwurfs um nähere Informationen dazu, wel-

che Planungen in Bezug auf das Personal im Zu-

ge der Abwicklung der Pflegekammer beständen 

bzw. welche Absprachen hierzu getroffen worden 

seien, um vor dem Hintergrund des Fachkräfte-

mangels auch die fachliche Expertise zu sichern. 

Weiteres Verfahren 

Der Ausschuss kam überein, zu dem Gesetz-

entwurf eine schriftliche Anhörung durchzuführen. 

Der Kreis der Anzuhörenden und der Zeitplan sol-

len kurzfristig interfraktionell abgestimmt werden. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08244.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Niedersächsischen Pflegegesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/8197 

direkt überwiesen am 17.12.2020 

federführend: AfSGuG  

mitberatend: AfRuV  

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 GO LT:  

AfHuF 

 

Einbringung des Gesetzentwurfs 

AL’in Dr. Schirrmacher (MS): Im Hinblick auf die 

vorangeschrittene Zeit werde ich auch bei diesem 

Gesetzentwurf die Ausführungen, die ich mir ei-

gentlich für dessen Einbringung vorgenommen 

hatte, etwas abkürzen. 

Die Diskussion über die aktuelle Lage bezüglich 

der Corona-Pandemie hat gezeigt, wie wichtig die 

Pflege ist und wie wichtig es ist, Verbesserungen 

in der Pflege zu erreichen. Ein Teil dieser Ver-

besserungen hat das Land auch im Rahmen der 

Konzertierten Aktion Pflege Niedersachsen ver-

sprochen. 

Die folgenden wesentlichen Punkte des Gesetz-

entwurfs möchte ich hervorheben: 

Mit der Tariftreueregelung soll die zukünftige In-

vestitionskostenförderung an die Tariftreue ge-

bunden werden. 

Bei dem Büro der Landespatientenschutzbeauf-

tragten soll eine Beschwerdestelle Pflege ange-

siedelt werden, um Pflegebedürftigen, pflegenden 

Angehörigen und professionell Pflegenden eine 

Möglichkeit für das Whistleblowing zu geben. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Weiterentwick-

lung der Pflegeberichterstattung, die wichtig ist, 

um Daten für eine gute Planung und Steuerung 

innerhalb der Pflege auf kommunaler Ebene und 

Landesebene zu gewinnen. Deswegen werden 

die Berichterstattung der Kommunen und die Be-

richterstattung des Landes miteinander verzahnt 

und die Zeiträume besser aufeinander abge-

stimmt. Der neue Landespflegebericht mit aktuel-

len Daten zur Pflege in Niedersachsen wird im 

Frühjahr 2021 fertiggestellt. 

Ferner soll eine Berichtspflicht für die Kommunen 

geregelt werden, die für die Steuerung der Inves-

titionskostenförderung wichtig ist. 

Weitere Schwerpunkte bei den Änderungen des 

Gesetzentwurfs sind die sogenannte Landeskin-

derregelung, die Einbeziehung von Aufwendun-

gen für Erbbauzins, Miete, Pacht, Nutzung und 

Mitbenutzung von Grundstücken sowie die Auf-

hebung von Regelungen zur Förderung neuarti-

ger Maßnahmen sowie vorpflegerischer und pfle-

gebegleitender Maßnahmen. 

Ferner enthält der Gesetzentwurf Regelungen zur 

Anpassung der Datenschutzvorschriften an die 

aktuellen Anforderungen des Datenschutzes. 

Beratung, Verfahrensfragen 

Abg. Uwe Schwarz (SPD) wies darauf hin, dass 

die Änderung des Pflegegesetzes bereits in der 

Koalitionsvereinbarung von SPD und CDU ver-

einbart worden sei, insbesondere was die Frage 

der Tariftreue angehe. 

Der Abgeordnete schlug vor, in der Sitzung am 

4. März 2021 eine mündliche Anhörung unter 

Nutzung der Videokonferenztechnik durchzufüh-

ren und den Kreis der Anzuhörenden kurzfristig 

interfraktionell abzustimmen. 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) regte an, 

von der Datenschutzbeauftragten und gegebe-

nenfalls von weiteren Stellen eine schriftliche 

Stellungnahme einzuholen. 

 

Weiteres Verfahren 

Der Ausschuss beschloss, zu dem Gesetzent-

wurf in der Sitzung am 4. März 2021 eine mündli-

che Anhörung durchzuführen, bei der auch die 

Videokonferenztechnik zum Einsatz kommen soll. 

Der Kreis der Anzuhörenden für die mündliche 

Anhörung sowie der Kreis der Anzuhörenden, von 

denen gegebenenfalls eine schriftliche Stellung-

nahme erbeten wird, soll kurzfristig interfraktionell 

abgestimmt werden. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08197.pdf
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Tagesordnungspunkt 6: 

Hochrisikogruppen wirksam vor dem Corona-

virus schützen - wohnungslose Menschen in 

Niedersachsen besser unterstützen und das 

Prinzip Housing First landesweit umsetzen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/8198 

direkt überwiesen am 18.12.2020 

federführend: AfSGuG 

mitberatend gem. § 27 Abs. 4 Satz 1 i. V. m. § 39 

Abs. 2 Satz 2 GO LT: AfHuF 

Einbringung und Beratung 

Abg. Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) gab einen 

Überblick über die einzelnen Forderungen des 

Antrags und begründete sie im Sinne der schriftli-

chen Antragsbegründung. Darauf wird verwiesen. 

Im Hinblick darauf, dass die Landesregierung be-

reits Anfang Januar dieses Jahres ein umfangrei-

ches Programm vorgestellt habe, bat die Abge-

ordnete um einen aktuellen Sachstandsbericht 

der Landesregierung auch zu den Erfahrungen 

mit Housing First. 

Abg. Volker Meyer (CDU) verwies darauf, dass 

die Landesregierung bereits auf der Grundlage 

einer Entschließung der Koalitionsfraktionen, in 

der auf Anregung seitens der FDP-Fraktion auch 

Housing First eine Rolle spiele, an diesem Thema 

arbeite. Er sprach sich dafür aus, nach dem aktu-

ellen Sachstandsbericht der Landesregierung 

über das weitere Verfahren zu entscheiden. 

Abg. Dr. Thela Wernstedt (SPD) teilte mit, dass 

sich auch die SPD-Fraktion nach der Beschluss-

fassung über den von dem Abg. Meyer erwähn-

ten Antrag weiter mit diesem Thema befasst ha-

be. Insofern sei es begrüßenswert, dass nun die 

Fraktion der Grünen einen Antrag dazu vorgelegt 

habe. Nach dem aktuellen Sachstandsbericht der 

Landesregierung werde zu beraten sein, ob der 

der Antrag gegebenenfalls ergänzt werden sollte. 

Weiteres Verfahren 

Der Ausschuss bat die Landesregierung für eine 

der nächsten Sitzungen um einen aktuellen Sach-

standsbericht auch zu den Erfahrungen mit Hou-

sing First. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08001-08500/18-08198.pdf
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 Hannover, xx.01.2021 
 
 

 

Es ist soweit: Niedersachsen impft auch zuhause lebende Personen,  

die 80 Jahre und älter sind! 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Bürgerinnen und Bürger, 

 

 

das Corona-Virus kann schwere Erkrankungen auslösen und ist für ältere Menschen 

besonders gefährlich. Als Niedersächsische Gesundheitsministerin liegen mir Ihre 

Gesundheit und Ihr Schutz besonders am Herzen. Deshalb ist es sehr gut, dass jetzt 

zwei Impfstoffe zur Verfügung stehen. Leider gibt es diese Impfstoffe bislang nur in 

kleinen Mengen. Deshalb können noch nicht alle Menschen geimpft werden. In Nie-

dersachsen haben wir mit der Impfung in Alten- und Pflegeheimen begonnen, weil 

die Menschen dort besonders gefährdet sind, sich zu infizieren.  Ab dem 28. Januar 

können wir zusätzlich erste und zunächst leider nur wenige Termine in den Impfzen-

tren anbieten. 

 

Wenn Sie 80 Jahre alt oder älter als 80 Jahre alt sind, 

 

dann gehören Sie zu den Personen, die ab 28. Januar 2021 einen Termin für Ihre 

Impfung im Februar reservieren können. Die Impfung ist für Sie kostenlos. Den Impf-

termin können Sie telefonisch reservieren  

 

ab 28. Januar 2021  

unter der Telefonnummer: 0800 99 88 665 

oder  

über das Onlineportal: www.impfportal-niedersachsen.de 

Dr. Carola Reimann 
 

Niedersächsische Ministerin für 
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung 

Anlage
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Sollten Sie telefonisch nicht durchkommen, weil alle Leitungen belegt sind, versu-

chen Sie es bitte später erneut. Auch online können immer nur solange Termine ge-

bucht werden, solange Impfstoff verfügbar ist. Wir werden im Februar zunächst nur 

etwa 30.000 Impftermine pro Woche vergeben können. Es wird jedoch wöchentlich 

neuer Impfstoff geliefert und es gibt daher auch fortlaufend weitere Impftermine, die 

Sie reservieren können. Ich danke Ihnen schon jetzt für Ihre Mitwirkung und Ihre Ge-

duld. 

 

Wenn Sie die Hotline erreichen, aber alle Termine schon vergeben sind, lassen Sie 

sich bitte auf die Warteliste setzen, Sie werden informiert, sobald wieder freie Termi-

ne zur Verfügung stehen. 

 

Wenn Sie einen Impftermin reserviert haben, erhalten Sie eine schriftliche Impfbestä-

tigung und eine Wegbeschreibung mit Informationen „Wie komme ich zum Impfzent-

rum“. Die Impfzentren sind alle mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar. 

 

Wenn Sie gesundheitsbedingt auf einen Einzeltransport angewiesen sind, sprechen 

Sie bitte mit Ihrem Hausarzt und lassen Sie sich eine Transportbescheinigung geben, 

rufen Sie Ihre Krankenkasse an, um zu klären ob die Kosten von Ihrer Krankenkasse 

übernommen werden. Wenn das nicht der Fall ist, reichen Sie Ihre Transportbe-

scheinigung mit Ihrer Transportrechnung bitte beim Impfzentrum mit der Angabe Ih-

rer Kontonummer ein, damit die Kosten erstattet werden können. 

 

Zum Impftermin bringen Sie bitte mit: 

 Ihre Terminbestätigung, 

 Ihren Ausweis und  

 Ihren Impfpass (soweit vorhanden). 

 

Mit der Terminreservierung erhalten Sie zwei Termine, die Sie bitte unbedingt beide 

wahrnehmen müssen. Sie müssen sich zweimal impfen lassen, um den vollen Impf-

schutz zu bekommen, es ist daher ganz wichtig, dass Sie beide Termine nutzen. 

Wenn Sie verhindert sein sollten, informieren Sie bitte rechtzeitig das Impfportal. 
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Sollte es Ihnen gar nicht mehr möglich sein, Ihre Wohnung/Ihr Haus zu verlassen, 

müssen wir Sie bitten, sich noch etwas zu gedulden. Sie werden dann zuhause ge-

impft, aber leider erst dann, wenn auch in Europa ein Impfstoff zugelassen ist, der 

keine durchgehende Kühlung benötigt und daher auch von Ihrem Hausarzt verimpft 

werden kann. Wir rechnen damit, dass das spätestens im Frühsommer der Fall sein 

wird.  

 

Jüngere Menschen ab 70 Jahre oder ab 60 Jahre werden ebenfalls beizeiten ange-

schrieben und über den Impfstart für ihre Altersgruppen informiert. 

 

Ich wünsche Ihnen für die Zukunft alles Gute, vor allem Gesundheit und  

grüße Sie herzlich 

Ihre 

 

 

Dr. Carola Reimann 

Gesundheitsministerin Niedersachsen 
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